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In der Rechtssache T-26/89

Henri de Compte, Beamter des Europäischen Parlaments, wohnhaft in Luxemburg,
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt E. Lebrun, Brüssel, Zustellungsanschrift:
Kanzlei des Rechtsanwalts L. Schütz, 83, boulevard Grande-Duchessse Charlotte,
Luxemburg,

Kläger,

gegen

Europäisches Parlament, vertreten durch den Rechtsberater Jorge Campinos und
P. Kyst, Juristischer Dienst des Parlaments, als Bevollmächtigte, Beistand : Rechts­
anwalt D. "Waelbroeck, Brüssel, Zustellungsanschrift: Generalsekretariat des Euro­
päischen Parlaments, Luxemburg-Kirchberg,

Beklagter,

wegen Aufhebung der Entscheidung vom 18. Januar 1988, durch die der Präsident
des Parlaments gegen Herrn de Compte die Disziplinarstrafe der Rückstufung von
Besoldungsgruppe A 3, Dienstaltersstufe 8, in Besoldungsgruppe A 7, Dienstal­
tersstufe 6 verhängt hat,

erläßt

DAS GERICHT (Dritte Kammer)

unter Mitwirkung des Präsidenten C. Yeraris, der Richter A. Saggio und B. Ve-
sterdorf,

Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und der mündlichen Verhandlung vom 19.
März 1991,

folgendes
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Urteil

Sachverhalt und Verfahren

1 Im Juli 1981 begann der Rechnungshof gemäß Artikel 206a Absatz 4 EWG-Ver­
trag mit.der Prüfung der Kasse der Mitglieder (Abgeordneten) des Europäischen
Parlaments (im folgenden: Parlament). Seine ersten, dem Parlament im Oktober
1981 und April 1982 mitgeteilten Feststellungen waren sehr kritisch.

2 Am 30. April 1982 wurde Herr de Compte, damals Beamter der Besoldungsgruppe
A 3 und Rechnungsführer des Parlaments, versetzt.

3 Am 6. Juli 1982 verabschiedete der Rechnungshof einen Sonderbericht über die
Abgeordnetenkasse des Parlaments (ABl. C 202, S. 1), in dem er schwere Verlet­
zungen der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaushalts­
plan der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 356, S. 1, im folgenden: Haus­
haltsordnung) feststellte und das Parlament aufforderte, die notwendigen Maßnah­
men zur Bereinigung der nicht ordnungsgemäßen Rechnungsführung zu veranlas­
sen, die geschuldeten Beträge einzuziehen und die etwaigen Verantwortlichkeiten
insbesondere des Rechnungsführers, des Zahlstellenverwalters und des Finanzkon­
trolleurs klarzustellen.

4 Die vom Rechnungshof festgestellten Unregelmäßigkeiten wurden durch einen Be­
richt bestätigt, den ein unabhängiges Wirtschaftsprüfungsunternehmen im Auftrag
des Parlaments erstellt hatte.

5 Mit Schreiben vom 30. September 1982 teilte der Präsident des Parlaments als
Anstellungsbehörde dem Vorsitzenden des Disziplinarrats mit, daß er beschlossen
habe, gegen Herrn de Compte gemäß Artikel 87 Absatz 2 des Statuts der Beamten
der Europäischen Gemeinschaften (im folgenden: Statut) und Artikel 71 der Haus­
haltsordnung ein Disziplinarverfahren einzuleiten.
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6 Nachdem der Kläger geltend gemacht hatte, er sei nicht zuvor gemäß Artikel 87
Absatz 2 des Statuts angehört worden, gab ihm der Präsident des Parlaments mit
Schreiben vom 14. Januar 1983 seine Entscheidung bekannt, dieses Verfahren auf­
zuheben. Mit dem gleichen Schreiben teilte er ihm auch mit, daß es bestimmte
Umstände im Zusammenhang mit der Führung der Abgeordnetenkasse des Parla­
ments gebe, die zur Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen ihn führen könn­
ten.

7 Am 28. Januar 1983 führte der Generaldirektor für Verwaltung, Personal und Fi­
nanzen des Parlaments gemäß Artikel 87 Absatz 2 die vorherige Anhörung des
Betroffenen durch.

8 Am 13. April 1983 befaßte der Präsident des Parlaments gemäß Artikel 87 des
Statuts und Artikel 1 des Anhangs IX des Statuts (im folgenden: Anhang) den
Disziplinarrat mit einem Bericht über die gegen den Kläger erhobenen Vorwürfe.
Der Disziplinarrat trat in der Zeit vom 2. Juni 1983 bis 10. Februar 1984 mehrmals
zusammen.

9 Zum letztgenannten Zeitpunkt schlug der Disziplinarrat in einer mit Gründen ver­
sehenen Stellungnahme mit drei gegen zwei Stimmen vor, gegen Herrn de Compte
die Disziplinarstrafe des Verweises zu verhängen, während sich die beiden gegen
eine solche Strafe stimmenden Mitglieder für den Freispruch des beschuldigten Be­
amten aussprachen.

io In der Zwischenzeit hatte das Parlament mit Beschluß vom 18. Mai 1983 seinem
Präsidenten Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 erteilt und die Entlastung des
Rechnungsführers aufgeschoben, um dem Ausschuß für Haushaltskontrolle Gele­
genheit zur Durchführung einiger Arbeiten zu geben (ABl. C 161, S. 98).

n Am 16. März 1984 beschloß der Präsident des Parlaments, gegen den Kläger die
Disziplinarstrafe der Entfernung aus dem Dienst ohne Kürzung oder Aberkennung
der Ruhegehaltsansprüche zu verhängen; in dieser Entscheidung wurden gegen
den Kläger mehrere Vorwürfe erhoben, die sich auf verschiedene Unregelmäßig­
keiten bezogen, die er sich im Rahmen seiner Tätigkeit als Rechnungsführer habe
zuschulden kommen lassen.

II - 789



URTEIL VOM 17. 10. 1991 — RECHTSSACHE T-26/89

12 Am 21. März 1984 legte der Kläger bei der Anstellungsbehörde gegen die Ent­
scheidung vom 16. März 1984 über die Entfernung aus dem Dienst eine Be­
schwerde im Sinne des Artikels 90 Absatz 2 des Statuts ein. Diese Beschwerde
wurde durch eine zusätzliche Beschwerde vom 11. April 1984 ergänzt, die er im
wesentlichen darauf stützte, daß das Parlament ihm inzwischen Entlastung für das
Haushaltsjahr 1981, also für das Jahr, in dem die ihm vorgeworfenen Handlungen
begangen worden sein sollten, erteilt habe.

1 3 Das Parlament hatte in der Tat mit Beschluß vom 10. April 1984 dem Rechnungs­
führer des Organs für das Haushaltsjahr 1981 Entlastung erteilt. Dieser Beschluß
stellte indessen, nachdem in seinen Bezugsvermerken E, F und G auf den Sonder­
bericht des Rechnungshofs über die Abgeordnetenkasse, auf den Beschluß des Par­
laments vom 18. Mai 1983 zur Entlastung des Präsidenten und zum Aufschub der
Entlastung des Rechnungsführers sowie auf das Schreiben des Präsidenten des
Parlaments vom 6. Juni 1983 verwiesen worden war, in dem die Gründe für den
Antrag auf Aufschub der Entlastung für den Rechnungsführer für 1981 dargelegt
waren, in seiner ersten Begründungserwägung fest, daß „im Rahmen der Entla­
stung für das Haushaltsjahr 1982 alle Faktoren einschließlich des Schreibens vom
6. Juni 1983 Berücksichtigung finden werden" (ABl. C 127, S. 43).

u Am 24. Mai 1984 beschloß der Präsident des Parlaments auf die bei ihm eingelegte
Beschwerde und zusätzliche Beschwerde, die Disziplinarstrafe der Entfernung aus
dem Dienst in die der Rückstufung in Besoldungsgruppe A 7, Dienstaltersstufe 6,
umzuwandeln. Zur Begründung dieser Entscheidung nahm er auf die Begründung
der ursprünglichen Disziplinarstrafe der Entfernung aus dem Dienst Bezug.

is Am 4. Juni 1984 reichte Herr de Compte zugleich

— beim Präsidenten des Parlaments eine Beschwerde gegen diese neue Entschei-
' dung vom 24. Mai 1984,

— beim Gerichtshof eine Klage auf Aufhebung der vorerwähnten Entscheidung
vom 24. Mai 1984 über die Einstufung in eine niedrigere Besoldungsgruppe
sowie

— einen, Antrag auf einstweilige Anordnung der Aussetzung des Vollzugs dieser
Entscheidung bis zum Erlaß des Urteils des Gerichtshofes in der Hauptsache

ein.
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i6 Mit Beschluß vom 3. Juli 1984 in der Rechtssache 141/84 R (Sig. 1984, 2575)
setzte der Präsident der Dritten Kammer des Gerichtshofes den Vollzug der Ent­
scheidung vom 24. Mai 1984 bis zum Erlaß des Urteils in der Hauptsache aus.

i7 Mit Entscheidung vom 4. Juli 1984 wies der Präsident des Parlaments die vom
Kläger am 4. Juni 1984 eingelegte Beschwerde zurück.

ie Mit Urteil vom 20. Juni 1985 in der Rechtssache 141/84 (Slg. 1985, 1951) stellte
der Gerichtshof fest, daß das Verfahren des Disziplinarrats mit einem wesentlichen
Mangel behaftet war (Anhörung von Zeugen in Abwesenheit des Beschuldigten
oder von dessen Verteidiger), und hob folglich die Entscheidung der Anstellungs­
behörde vom 24. Mai 1984 auf.

19 Mit Schreiben vom 24. Juli 1985 übermittelte der Präsident des Parlaments dem
Rechnungshof einen Antrag des Ausschusses für Haushaltskontrolle des Parla­
ments auf erneute Stellungnahme zu der geeignetsten "Weise der Bereinigung des in
der Abgeordnetenkasse des Parlaments für das Haushaltsjahr 1982 festgestellten
Defizits.

20 Am 7. November 1985 gab der Rechnungshof sein Gutachten ab und sah eine
Verantwortung des Rechnungsführers und des Zahlstellenverwalters im Hinblick
auf Artikel 70 der Haushaltsordnung als gegeben an.

2i Mit Beschluß vom 11. Juli 1986 erteilte das Parlament seinem Präsidenten Entla­
stung für das Haushaltsjahr 1982 und ermächtigte ihn, seinen Rechnungsführern
für das gleiche Haushaltsjahr Entlastung zu erteilen „mit Ausnahme des Betrags
von 91 263 ECU und der damit zusammenhängenden Fragen, die in dem Schrei­
ben des Präsidenten des Rechnungshofs vom 7. November 1985 und [dem] beige­
fügten Gutachten des Rechnungshofs angesprochen werden". Es beauftragte fer­
ner seinen Präsidenten, geeignete Maßnahmen zur Klärung der noch offenen Fra­
gen zu ergreifen (ABl. C 227, S. 154).
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22 Mit Schreiben vom 9. Dezember 1986 teilte der Präsident des Parlaments dem
Kläger mit, er gedenke, das Disziplinarverfahren gegen ihn erneut zu eröffnen,
und forderte ihn auf, sich zu dem Bericht über die ihm angelasteten Handlungen,
mit dem der seinerzeit amtierende Präsident am 13. April 1983 den Disziplinarrat
befaßt hatte, zum Gutachten des Rechnungshofs vom 7. November 1985 und zum
Beschluß des Parlaments vom 11. Juli 1986 zu äußern.

23 Herr de Compte wurde gemäß Artikel 87 Absatz 2 des Statuts am 12.. Januar und
23. Februar 1987 angehört und nahm schriftlich am 30. Januar und 11. Februar
1987 Stellung.

24 Mit Schreiben vom 24. Juni 1987 an den Vorsitzenden des vom Parlament bestell­
ten Disziplinarrats leitete der Präsident des Parlaments das zuvor gegen Herrn de
Compte aufgrund des Berichts, mit dem am 13. April 1983 der vorherige Diszipli­
narrat befaßt worden war , eingeleitete Disziplinarverfahren von neuem ein.

25 Der Disziplinarrat trat in der Zeit vom 9. Juli 1987 bis 27. November 1987 mehr­
mals zusammen. An dem letztgenannten Tag gab er eine mit Gründen versehene
Stellungnahme ab und schlug dem Präsidenten des Parlaments einstimmig vor, ge­
gen Herrn de Compte wegen der Schwere der erhobenen Vorwürfe und unter
Berücksichtigung mildernder Umstände die Disziplinarstrafe der Einstufung in
eine niedrigere Besoldungsgruppe zu verhängen.

26 Der Kläger wurde gemäß Artikel 7 Absatz 3 des Anhangs am 16. Dezember 1987
angehört und nahm mit Schreiben vom 7. Dezember 1987 abschließend Stellung.

27 Mit Entscheidung vom 18. Januar 1988, die dem Kläger mit Schreiben vom glei­
chen Tag mitgeteilt wurde und zum 1. Februar 1988 wirksam werden sollte, ver­
hängte der Präsident des Parlaments gegen den Kläger die Disziplinarstrafe der
Rückstufung von Besoldungsgruppe A 3, Dienstaltersstufe 8, in Besoldungsgruppe
A 7, Dienstaltersstufe 6.
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28 Unter diesen Umständen hat Herr de Compte am 10. Februar 1988 die Entschei­
dung des Präsidenten des Parlaments angefochten, indem er zugleich

— eine Beschwerde bei der Anstellungsbehörde gemäß Artikel 90 Absatz 2 des
Statuts,

— die vorliegende Anfechtungsklage sowie

— einen Antrag auf einstweilige Anordnung der Aussetzung des Vollzugs der
Entscheidung bis zum Erlaß des Urteils in der Hauptsache

eingereicht hat.

29 Mit Beschluß vom 16. März 1988 in der Rechtssache 44/88 R (Sig. 1988, 1669)
wies der Präsident der Vierten Kammer des Gerichtshofes den Antrag auf einst­
weilige Anordnung zurück, weil der Kläger nicht die gemäß Artikel 83 § 2 der
Verfahrensordnung des Gerichtshofes erforderliche Dringlichkeit nachgewiesen
hatte.

so Mit Entscheidung vom 27. Mai 1988 wies der Präsident des Parlaments die vom
Kläger am 10. Februar eingelegte Beschwerde zurück.

3i Das schriftliche Verfahren, das insgesamt vor dem Gerichtshof stattgefunden hat,
ist ordnungsgemäß abgelaufen.

32 Mit Beschluß vom 15. November 1989 hat der Gerichtshof die Rechtssache gemäß
Artikel 14 des Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 zur Errichtung eines
Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften an das Gericht verwie­
sen.

33 Das Gericht (Dritte Kammer) hat auf Bericht des Berichterstatters beschlossen, die
mündliche Verhandlung zu eröffnen, und zugleich das Parlament aufgefordert,
ihm bestimmte nähere Angaben zu machen, die es zur Entscheidung des Rechts­
streits für notwendig hielt.
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34 Das Parlament hat am 15. Februar 1991 die gewünschten Unterlagen vorgelegt
und auf die schriftlichen Fragen des Gerichts geantwortet,

35 Das mündliche Verfahren hat am 19. März 1991 stattgefunden. Die Vertreter der
Parteien haben mündlich verhandelt und die Fragen des Gerichts beantwortet.

Anträge der Parteien

36 Der Kläger beantragt,

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären;

— die Entscheidung vom 18. Januar 1988 aufzuheben, mit der der Präsident des
Parlaments gegen ihn die Disziplinarstrafe der Rückstufung von Besoldungs­
gruppe A 3, Dienstaltersstufe 8, in Besoldungsgruppe A 7, Dienstaltersstufe 6,
verhängt hat;

— dem Parlament die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

In seiner Erwiderung beantragt der Kläger hilfsweise zusätzlich,

— ein Kollegium von drei Sachverständigen zu bestellen und mit der Aufgabe zu
betrauen, eine mit Gründen versehene Stellungnahme zu den gegen ihn erho­
benen Vorwürfen abzugeben und auf alle erheblichen, von den Parteien ge­
stellten Fragen zu antworten;

— die Kostenentscheidung in diesem Fall vorzubehalten.

Der Beklagte beantragt,
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— die Klage abzuweisen;

— dem Kläger gemäß Artikel 70 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes die
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

Zu den Vorwürfen der Anstellungsbehörde

37 Aus der Disziplinarentscheidung der Anstellungsbehörde und der mit Gründen
versehenen Stellungnahme des Disziplinarrats ergibt sich, daß sämtliche gegen den
Kläger erhobenen Vorwürfe in drei Gruppen zusammengefaßt werden können:

a) Eröffnung eines Anlagekontos auf Sicht bei der Midland Bank London am 21.
Juli 1980 und Anlage eines Betrags von 400 000 UKL zu 16 % p. a. auf diesem
Konto ohne vorherige Genehmigung, ohne Verbuchung dieser Vorgänge und
ohne Verbuchung der Zinsen für 1980 und 1981 in den Büchern des Parla­
ments. Diese Handlungen sollen, soweit es die Kontoeröffnung betrifft, eine
Verletzung der Artikel 20 und 70 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Haushaltsord­
nung und, soweit es das Unterlassen der Verbuchung anlangt, eine Verletzung
der Artikel 63 der Haushaltsordnung und der Artikel 50 und 51 der Verord­
nung (75/375/Euratom, EGKS, EWG) der Kommission vom 30. Juni 1975 mit
Durchführungsbestimmungen zu einigen Vorschriften der Haushaltsordnung
vom 25. April 1973 (ABl. L 170, S. 1; im folgenden: Durchführungsbestim­
mungen) darstellen (Nrn. 127 bis 156 der mit Gründen versehenen Stellung­
nahme und Seite 3 der Entscheidung der Anstellungsbehörde).

b) Einziehung zweier auf die Midland Bank gezogener Schecks in Höhe von
17 189,15 UKL und 35 176,98 UKL am 4. September 1981 und 11. November
1981 ohne präzisen, triftigen Grund, die in Höhe von 2 700 000 BFR, 30 000
DM und 100 000 FF von der Bank Sogenal (Société generale alsacienne de
banque) Luxemburg ausbezahlt wurden; keine Verbuchung dieser Vorgänge in
den Büchern des Parlaments während des Haushaltsjahres 1981; Verbuchung
mit sechs Monaten Verspätung (28. Februar 1982) auf dem Kontenblatt der
Abgeordnetenkasse des Parlaments in Höhe eines Gesamtbetrags von 4 136 125
BFR, obwohl die Abhebung in verschiedenen Währungen erfolgt war. Diese
Handlungen sollen einen Verstoß gegen die Pflicht zur ordnungsgemäßen Ver­
waltung der Zahlungsermächtigungen im Sinne der Artikel 20 Absatz 2, 63, 64
Absatz 2 und 70 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Haushaltsordnung darstellen
(Nrn. 157 bis 186 der mit Gründen versehenen Stellungnahme und Seite 4 f.
der Entscheidung der Anstellungsbehörde);
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c) Verstoß gegen die Pflicht des Rechnungsführers, Ausgaben nur bei Vorlage
ordnungsgemäßer Belege zu tätigen und die "Werte des Parlaments zu erhalten.
Das Fehlen ordnungsgemäßer Belege betrifft eine Differenz zwischen dem Be­
stand der Abgeordnetenkasse des Parlaments und der allgemeinen Rechnungs­
führung in Höhe von 4 100 000 BFR, die nach der Verbuchung der 4 136 125
BFR aus Anlaß der Einziehung der zwei auf die Midland Bank gezogenen
Schecks auftrat. Diese Handlungen sollen eine grobe Fahrlässigkeit des Rech­
nungsführers darstellen, die seine Haftung gemäß Artikel 70 Absatz 1 Unterab­
satz 2 der Haushaltsordnung begründen (Nrn. 187 bis 215 der mit Gründen
versehenen Stellungnahme und Seite 5 f. der Entscheidung der Anstellungsbe­
hörde).

38 Die Anstellungsbehörde hat zunächst bekräftigt, daß sie den gesamten Akteninhalt,
die Stellungnahme des Disziplinarrats sowie die des Klägers sorgfältig geprüft
habe, und sodann erklärt, daß der Kläger, selbst wenn man die ihm günstigste
Auslegung der Tatsachen zugrunde lege, sich schwere Verstöße gegen die dem
Rechnungsführer des Parlaments und allgemein den Beamten der Europäischen
Gemeinschaften obliegenden Pflichten habe zuschulden kommen lassen. Sie habe
auf die Disziplinarstrafe der Einstufung in eine niedrigere Besoldungsgruppe unter
Berücksichtigung der vom Disziplinarrat zugestandenen mildernden Umstände —
darunter die schlechte Organisation der Finanzdienststellen des Parlaments zur
maßgebenden Zeit — erkannt.

Überblick über die Verwaltung der Bankkonten bei der Midland Bank London

39 Die gegen den Kläger erhobenen Vorwürfe beziehen sich auf die Verwaltung eines
Bankkontos, das aus Mitteln der Zahlstellenverwaltung für die Zahlung verschie­
dener Vergütungen und die Erstattung der Reisekosten der Abgeordneten des Par­
laments gespeist wurde. Der Sachverhalt bezüglich der Verwaltung dieses Bank­
kontos, wie er in der Stellungnahme des Rechnungshofs vom 7. November 1985
und der mit Gründen versehenen Stellungnahme des Disziplinarrats (Nrn. 127 bis
155) dargestellt wurde, ist nachstehend zusammengefaßt. Der Kläger hat nicht be­
stritten, daß dieser Sachverhalt der Wirklichkeit entspricht.

40 Am 16. Mai 1980 teilte die Midland Bank London dem Parlament schriftlich mit,
daß erhebliche Beträge, die damals auf dem Kontokorrentkonto Nr. 618094 stan­
den, sinnvollerweise zinsbringend angelegt werden könnten.
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4i Mit Schreiben vom 21. Juli 1980, das von dem Zahlstellenverwalter Offermann,
Beamter der Abteilung „Kasse, Zahlungsverkehr und Buchhaltung", und von
Fräulein Cesaratto, Beamtin der gleichen Abteilung, unterzeichnet war, wurde ein
Anlagekonto auf Sicht (Nr. 1777912) bei dieser Bank eröffnet und ein Betrag von
400 000 UKL zum Zinssatz von 16 % p. a. auf dieses Konto überwiesen.

42 Nach den Erklärungen des Klägers vor dem Disziplinarrat war er über diesen
Briefwechsel und die Entscheidung über die Eröffnung eines Anlagekontos von
Anfang an unterrichtet. Der Betrag von 400 000 UKL blieb für dreizehn Monate
stehen, und eine Buchung dieser Vorgänge in den Büchern des Parlaments fand
nicht statt.

43 Im August 1981 wurde dieses Kapital auf Anweisung des Rechnungsführers, Herrn
de Compte, und des Zahlstellenverwalters, Herrn Offermann, auf das Kontokor­
rentkonto Nr. 618094 überwiesen. Demgegenüber blieben die Zinsen mit einem
Betrag von seinerzeit 50 347,59 UKL auf dem Anlagekonto auf Sicht Nr . 1777912
stehen. Auch diese Zinsen wurden weder 1980 noch 1981 in den Büchern des Par­
laments verbucht.

44 Dem Konto Nr. 1777912 wurde für die Zinsen des zweiten Halbjahres 1981 ein
weiterer Betrag von 9 152,85 UKL gutgeschrieben, was den Gesamtbetrag der Zin­
sen und damit den Saldo des Kontos auf einen Betrag von 59 500,44 UKL brachte.

45 Am 4. September 1981 und 11. November 1981 zahlte die Bank Sogenal Lu­
xemburg Herrn de Compte auf dessen Anweisung folgende Beträge in bar aus:
2 700 000 BFR, 30 000 DM und 100 000 FF. Als Gegenleistung für diese Beträge
reichte Herr de Compte zwei auf die Midland Bank London gezogene Schecks
über 17 189,15 UKL und 35 176,98 UKL ein.

46 Die Midland Bank verweigerte die Einlösung dieser Schecks aus dem Anlagekonto
(Nr. 1777912), weil dieses Konto nicht zur Ausstellung von Schecks und damit
nicht zur unmittelbaren Abhebung berechtigte. Die Midland Bank trug die Num­
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mer des ursprünglichen Kontokorrentkontos (618094) ein, und die beiden Schecks
wurden aus diesem Konto beglichen. Keiner dieser beiden Schecks wurde aber in
der entsprechenden Rechnungsführung in den Büchern des Parlaments während
des Haushaltsjahres 1981 verbucht.

47 Am Sonntag, dem 28. Februar 1982, wurden die beiden Schecks auf dem Konten­
blatt der Abgeordnetenkasse des Parlaments unter dem Konto der Midland Bank
mit einem Gesamtbetrag von 4 136 125 BFR verbucht.

48 Offenbar am gleichen Tag, dem 28. Februar 1982, wurden vier Formulare „Kas­
senvorgänge" für diese beiden Schecks ausgefüllt, dabei jedoch auf den 16. Sep­
tember 1981 und den 26. November 1981 vordatiert.

49 In der Zwischenzeit, am 24. Februar 1982, war im Anschluß an ein Telefonge­
spräch mit der Midland Bank London ein Betrag von 19 000 UKL von dem Anla­
gekonto auf das Kontokorrentkonto umgebucht worden, so daß der Saldo des
Anlagekontos nunmehr 40 500,44 UKL betrug.

so Am 18. März 1982 führte der Rechnungshof eine Überprüfung durch, bei der die
Buchung in bezug auf die 4 136 125 BFR nicht festgestellt wurde, was seinem Ver­
treter bei seiner Vernehmung vor dem Disziplinarrat am 23. Oktober 1987 die
Aussage gestattete, die Buchung vom 28. Februar 1982 sei tatsächlich nach dieser
Überprüfung erfolgt.

si Am 30. März 1982 erkannte Herr de Compte in einem Schreiben an den Präsiden­
ten des Parlaments die unterlassene Buchung eines Betrags von 4 121 573 BFR im
Debit an.

52 Im April 1982 teilte die Midland Bank dem Rechnungshof in Beantwortung einer
Anfrage zur Überprüfung der Guthaben auf den Namen des Parlaments die Exi­
stenz des Kontos Nr. 1777912 mit.
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53 Im Anschluß an die Versetzung des Klägers wurde am 30. April 1982 auf Anwei­
sung des neuen Rechnungsführers das Anlagekonto geschlossen und der Saldo am
20. Mai 1982 auf das Kontokorrentkonto überwiesen.

54 Nach internen Überprüfungen durch die Finanzdienststellen des Parlaments wurde
am 31. August 1982 in der allgemeinen Rechnungsführung des Parlaments eine
Stornobuchung in Höhe eines Betrags von 4 136 125 BFR vorgenommen.

Zur Begründetheit

55 Zur Stützung seiner Anfechtungsklage beruft sich der Kläger in erster Linie auf
acht die formelle Rechtmäßigkeit betreffende Klagegründe im Zusammenhang mit
der Ordnungsmäßigkeit des Disziplinarverfahrens, die sich wie folgt zusammenfas­
sen lassen:

— Die angefochtene Entscheidung sei nach Ablauf der in Artikel 7 Absatz 3 des
Anhangs vorgesehenen Frist getroffen worden;

— das Disziplinarverfahren sei nach Ablauf der Verjährungsfrist des Artikels 72
der Haushaltsordnung eingeleitet worden;

— das Disziplinarverfahren sei wegen der ihm für das Haushaltsjahr 1981 erteil­
ten Entlastung unzulässig gewesen;

— die Wiedereröffnung des Disziplinarverfahrens sei unter Verstoß gegen den
Grundsatz der Wahrung einer angemessenen Frist erfolgt;

— das gegen ihn eingeleitete Disziplinarverfahren sei wegen der Mißachtung der
Regel „ne bis in idem" des Artikels 86 des Statuts unzulässig gewesen;

— das Disziplinarverfahren weise Formfehler auf, die dem einleitenden Bericht
und dem Protokoll vom 26. November 1987 anhafteten;
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— die Rechte der Verteidigung seien mehrfach, insbesondere durch die unterlas­
sene Übermittlung bestimmter Unterlagen, beeinträchtigt worden;

— die Unabhängigkeit des Disziplinarrats und die Freiheit der Verteidigung seien
durch mehrere Erklärungen eines seinerzeit amtierenden Vizepräsidenten des
Parlaments beeinträchtigt worden.

56 In zweiter Linie stützt der Kläger seine Anträge auf drei die materielle Rechtmä­
ßigkeit betreffende Klagegründe im Zusammenhang mit der Begründetheit der an­
gefochtenen Entscheidung, die wie folgt zusammengefaßt werden können:

— Verletzung des Artikels 86 des Statuts und der Artikel 70 und 72 der Haus­
haltsordnung sowie Mißachtung des Rechtsgrundsatzes, nach dem die Begrün­
dung jedes Verwaltungsakts rechtlich zulässig und frei von Widersprüchen so­
wie von rechtlichen und/oder tatsächlichen Fehlern sein muß;

— hilfsweise, Verletzung des Artikels 86 Absatz 1 des Statuts und der Artikel 70
Absatz 1 und 71 der Haushaltsordnung, Mißachtung der Grundsätze der
Gleichbehandlung, der Billigkeit und der zuteilenden Gerechtigkeit, sowie Er­
messensmißbrauch;

— Verletzung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit wegen des Mißverhältnis­
ses zwischen der Bedeutung der erhobenen Vorwürfe und der Schwere der
verhängten Disziplinarstrafe.

A — Xu den Klagegründen betreffend die formelle Rechtmäßigkeit

Zum Klagegrund der Nichtbeachtung der Frist nach Artikel 7 Absatz 3 des Anhangs

57 In seiner Erwiderung hat der Kläger diesen Klagegrund fallengelassen.
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Zum Klagegrund des Ablaufs der Verjährungsfrist

58 Der Kläger macht geltend, das Disziplinarverfahren, das zu der angefochtenen
Entscheidung geführt habe, sei nach Ablauf der Verjährungsfrist des Artikels 72
der Haushaltsordnung eingeleitet worden, der bestimme: „Jedes Organ verfügt
vom Zeitpunkt der Vorlage der Haushaltsrechnung an über eine Frist von zwei
Jahren, um über die Entlastung zu beschließen, die dem Rechnungsführer für die
betreffenden Rechnungsvorgänge zu erteilen ist."

59 Nach Auffassung des Klägers gilt nach Ablauf dieser Zweijahresfrist, wenn nicht
zuvor die Entlastung erteilt oder ausdrücklich verweigert worden sei, die Entla­
stung von Rechts wegen als stillschweigend erteilt, denn der Rechnungsführer
dürfe nicht Opfer der Saumseligkeit der Verwaltungsbehörde werden. Artikel 37
Absatz 2 der Haushaltsordnung, wonach die Belege für die Rechnungsführung
fünf Jahre nach dem in Artikel 85 genannten Beschluß der Entlastung für die Aus­
führung des Haushaltsplans aufbewahrt würden, sei mit dieser These nicht unver­
einbar, weil dieser Artikel lediglich eine nach diesem Entlastungsbeschluß einset­
zende Pflicht verankere.

60 Die stillschweigende Entlastung könne keinen anderen Sinn haben als die Aner­
kennung der Ordnungsmäßigkeit und Richtigkeit der Konten, was die endgültige
Befreiung des Rechnungsführers von einer bestimmten Verantwortung bedeute,
nämlich der für die formelle Ordnungsmäßigkeit der Konten. Aus dieser Mindest­
bedeutung der Entlastung folge, daß ein etwaiges Disziplinarverfahren, das nur
formelle Beanstandungen zum Gegenstand habe, ebenfalls bei Meidung der Ver­
jährung binnen zwei Jahren eingeleitet werden müsse. Diese Frist beginne nach
Maßgabe der Artikel 73 und 77 der Haushaltsordnung spätestens am 31. Mai des
auf das betroffene Haushaltsjahr folgenden Jahres.

6i Der Kläger legt dar, vorliegend sei das Disziplinarverfahren am 24. Juni 1987 ein­
geleitet worden, d. h. nach Ablauf der genannten Zweijahresfrist, und zwar so­
wohl bezüglich seiner Tätigkeit für das Haushaltsjahr 1981 — Fristablauf späte­
stens am 31. Mai 1984 — als auch, hilfsweise, bezüglich seiner Tätigkeit für das
Haushaltsjahr 1982 — Fristablauf spätestens am 31. Mai 1985 —, weil er vom 30.
April 1982 an keine Aufgaben als Rechnungsführer mehr wahrgenommen habe.
Der Kläger bemerkt im übrigen, daß das am 24. Juni 1987 eingeleitete Disziplinar­
verfahren auf keinen Fall als Wiedereröffnung eines früheren Disziplinarverfahrens
betrachtet werden könne, weil das erste, am 30. September 1982 eingeleitete Ver­
fahren nicht fortgeführt worden sei und das zweite, am 13. April 1983 begonnene
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Verfahren zu der Entscheidung vom 24. Mai 1984 geführt habe, die ihrerseits
durch das Urteil des Gerichtshofes vom 20. Juni 1985, a. a. O., aufgehoben wor­
den sei.

62 Zu der möglichen Verbindung zwischen den Artikeln 72 und 85 der Haushaltsord­
nung bemerkt der Kläger im übrigen, der Gesetzgeber habe die Möglichkeit einer
Verlängerung der Frist für den Entlastungsbeschluß anders als bei dem Entla­
stungsbeschluß des Artikels 85 nicht vorgesehen. Infolgedessen müsse die Frist des
Artikels 72 für die Entlastung als Ausschlußfrist angesehen werden. Man dürfe
auch nicht außer acht lassen, daß die Frist des Artikels 85 ein Jahr vor der Frist des
Artikels 72 ablaufe.

63 Der Beklagte entgegnet, nach den Vorschriften des Statuts dürfe auf keinen Fall
eine Verbindung zwischen der Erteilung der Entlastung und dem Disziplinarver­
fahren geschaffen werden, was sich klar aus dem Beschluß vom 3. Juli 1984 im
Verfahren der einstweiligen Anordnung in der gleichen Rechtssache, a. a. O., er­
gebe. Die angebliche Verjährung müsse ausdrücklich vom Gemeinschaftsgesetzge­
ber festgelegt werden (Urteil des Gerichtshofes vom 15. Juli 1970 in der Rechtssa­
che 41/69, ACF Chemiefarma/Kommission, Slg. 1970, 661, Randnrn. 18 bis 20),
was für Artikel 72 der Haushaltsordnung nicht zutreffe.

64 Im übrigen erkenne die Haushaltsordnung, wenn sie in Artikel 37 Absatz 2 vor­
schreibe, daß die Belege auf die Dauer von fünf Jahren aufbewahrt würden, still­
schweigend die Möglichkeit der Einleitung eines Disziplinarverfahrens während ei­
nes längeren, die zwei für die Entlastung vorgesehenen Jahre übersteigenden Zeit­
raums an. Die Rechtswirkung der Entlastung bestehe darin, daß die mit der Haus­
haltskontrolle befaßte Behörde mit deren Erteilung erkläre, daß sie gegen die
Rechnungslegung keine Einwände habe. Die Entlastung stehe aber der Einleitung
eines Disziplinarverfahrens nicht entgegen, wenn laufende Ermittlungen, die im
Zusammenhang mit einem Disziplinarverfahren stünden, neue Gesichtspunkte und
insbesondere betrügerisches Verhalten zu Tage förderten.

65 Das Parlament vertritt außerdem die Auffassung, daß eine Entlastung nur aus­
drücklich erfolgen könne. Die insoweit in Artikel 72 der Haushaltsordnung vorge­
sehene Zweijahresfrist könne nicht als Ausschlußfrist ausgelegt werden, nach deren
Ablauf der Rechnungsführer als stillschweigend entlastet gelte. Die Entscheidung
über die Entlastung könne erst nach Ergehen des Entlastungsbeschlusses über die
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Ausführung des Haushalts erfolgen. Da die Frist für den Entlastungsbeschluß über
die Ausführung des Haushalts gemäß Artikel 85 der Haushaltsordnung keine Aus­
schlußfrist sei, müsse das gleiche für die in Artikel 72 der Haushaltsordnung vor­
gesehene Frist gelten.

66 Hierzu bemerkt das beklagte Organ, daß auf jeden Fall die Disziplinarverfahren
vom 30. September 1982 und 13. April 1983 vor dem 31. Mai 1984 eingeleitet und
mithin die Fristen eingehalten worden seien. Zwar habe das Disziplinarverfahren
im Anschluß an das Urteil des Gerichtshofes vom 20. Juni 1985, das die Entschei­
dung der Anstellungsbehörde vom 24. Mai 1984 aufgehoben habe, neu eröffnet
werden müssen. Doch habe die Einleitung der früheren Disziplinarverfahren die
Unterbrechung einer etwaigen Verjährung bewirkt (Urteile des Gerichtshofes vom
14. Juli 1967 in den verbundenen Rechtssachen 5/66, 7/66, 13/66 bis 24/66,
Kampffmeyer/Kommission, Slg. 1967, 332, und vom 5. April 1973 in der Rechts­
sache 11/72, Giordano/Kommission, Slg. 1973, 417). Im übrigen sei die Anstel­
lungsbehörde befugt gewesen, eine inhaltlich mit der zuvor wegen Formfehlers
aufgehobenen übereinstimmende Entscheidung zu treffen, bei der diesmal die zu­
vor verletzten wesentlichen Formvorschriften beachtet worden seien (Urteil des
Gerichtshofes vom 30. September 1982 in der Rechtssache 108/81, Amylum/Rat,
Slg. 1982, 3107).

67 Zudem habe der Kläger im Gegensatz zu seiner Behauptung nie eine stillschwei­
gende Entlastung erhalten. Hierzu sei folgendes klarzustellen. Der Beschluß vom
14. Januar 1983, mit dem das Parlament dem Kläger Entlastung erteilt habe, habe
das Haushaltsjahr 1980 betroffen und die gegen ihn erhobenen Vorwürfe nicht
berücksichtigt. Zwar habe das Parlament mit Beschluß vom 10. April 1984 dem
Kläger Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 erteilt, jedoch ausdrücklich die Stel­
lungnahme zum Kern der Probleme in Zusammenhang mit den gegen den Kläger
eingeleiteten Disziplinarverfahren bis zur Entlastung für das Jahr 1982 aufgescho­
ben. Bei dieser Entlastung habe das Parlament in seinem Beschluß vom 11. Juli
1986 seinen Präsidenten ermächtigt, seine verantwortlichen Rechnungsführer für
das Haushaltsjahr 1982 zu entlasten, mit Ausnahme der Differenz zwischen der
Kasse und der allgemeinen Rechnungsführung in Höhe von 4 136 125 BFR.

68 Zu diesem Klagegrund weist das Gericht in erster Linie darauf hin, daß das Statut
bei der Festlegung der Disziplinarordnung für die Beamten der Gemeinschaften in
seinen Artikeln 86 bis 89 und in seinem Anhang IX keine Verjährungsfrist bezüg­
lich der Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen einen Beamten vorsieht, dem
ein Verstoß gegen eine seiner statutarischen Pflichten angelastet wird. Eine Ver­
jährungsfrist muß, um ihre Aufgabe, die Rechtssicherheit zu gewährleisten, erfül-
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len zu können, vom Gemeinschaftsgesetzgeber im voraus festgelegt werden (vgl.
Urteil des Gerichtshofes vom 15. Juli 1970 in der Rechtssache 41/69, ACF Che-
miefarma/Kommission, a. a. O.). Mangels einer ausdrücklichen Verjährungsfrist
im Kapitel des Statuts über die Disziplinarordnung für die Beamten kann aber
nicht davon ausgegangen werden, daß der Ablauf der in Artikel 72 der Haushalts­
ordnung vorgesehenen Frist für die Entlastung der Rechnungsführer zur Verjäh­
rung jeder disziplinarischen Verfolgung der letztgenannten führen könnte.

69 Insoweit muß in zweiter Linie an den Grundsatz der Unabhängigkeit der Diszipli­
narmaßnahmen gegenüber anderen Verwaltungsverfahren erinnert werden. Diszi­
plinarmaßnahmen bezwecken die Erhaltung der inneren Ordnung des öffentlichen
Dienstes. Dagegen bezweckt die Erteilung der Entlastung nach Artikel 72 der
Haushaltsordnung die Herbeiführung einer Kontrolle der Genauigkeit und Rich­
tigkeit der Konten und, allgemeiner, der Rechnungslegung und -prüfung, um die
Ungewißheit im Hinblick auf die Verantwortung zu beenden, die auf dem betref­
fenden Rechnungsführer für ein bestimmtes Haushaltsjahr lastet. Unter diesem
Blickwinkel hat der Präsident der Dritten Kammer des Gerichtshofes in seinem
Beschluß vom 3. Juli 1984 im Verfahren der einstweiligen Anordnung in der glei­
chen Rechtssache eine Unterscheidung zwischen den beiden Verfahren vorgenom­
men. Infolgedessen kann die angebliche stillschweigende Entlastung nach Ablauf
einer Frist von zwei Jahren der disziplinarischen Verfolgung des Klägers nicht ent­
gegenstehen.

70 Darüber hinaus ist festzustellen, daß, selbst wenn man der Auffassung des Klägers
in diesem Punkt folgen wollte, der vorliegende Klagegrund dennoch als unbegrün­
det zurückgewiesen werden müßte. Das Parlament geht nämlich zu Recht davon
aus, daß das betreffende Disziplinarverfahren vor dem 31. Mai 1984 eingeleitet
worden ist, vor dem Zeitpunkt also, auf den der Kläger die stillschweigende Ertei­
lung der Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 festsetzt. Das Disziplinarverfahren
gegen den Kläger muß als spätestens am 13. April 1983 eingeleitet betrachtet wer­
den, zu welchem Zeitpunkt der Präsident des Parlaments den Disziplinarrat mit
dem Bericht über die Vorwürfe gegen den Kläger befaßt hat. Dieses Disziplinar­
verfahren hat zur Entscheidung der Anstellungsbehörde vom 24. Mai 1984 ge­
führt, mit der gegen den Kläger die Disziplinarstrafe der Einstufung in eine niedri­
gere Besoldungsgruppe ausgesprochen wurde. Nach Aufhebung dieser Disziplinar­
entscheidung wegen Verfahrensfehlers durch das Urteil des Gerichtshofes vom 20.
Juni 1985 hat der Präsident des Parlaments am 24. Juni 1987 den Disziplinarrat
auf der Grundlage des gleichen Berichts erneut befaßt. Unter diesen Umständen
kann die Wiedereröffnung des Disziplinarverfahrens nicht als neue Befassung der
zuständigen Stellen betrachtet, sondern muß als Wiederaufnahme des Verfahrens
in dem Stadium angesehen werden, in dem der vom Gerichtshof festgestellte Ver­
fahrensfehler vorgekommen war. Insoweit ist daran zu erinnern, daß die Verwal­
tung grundsätzlich einen zuvor wegen Formfehlers aufgehobenen Verwaltungsakt

II - 804



DE COMPTE / PARLAMENT

erneut vornehmen kann, wenn sie diesmal die Formvorschriften beachtet, die au­
ßer acht gelassen worden waren.

7i Aus all diesen Erwägungen ergibt sich, daß der Klagegrund des Ablaufs der angeb­
lich in Artikel 72 der Haushaltsordnung vorgesehenen Verjährungsfrist als unbe­
gründet zurückzuweisen ist.

Zum Klagegrund der Erteilung der Entlastung für das Haushaltsjahr 1981

n Der Kläger führt aus, daß das Parlament ihm mit Beschluß vom 10. April 1984
aufgrund des Berichts des Ausschusses für Haushaltskontrolle vom 21. März 1984
Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 erteilt habe. Er macht geltend, daß allein
dieser Beschluß das vorliegende Disziplinarverfahren unzulässig und damit nichtig
mache, weil die einzigen gegen ihn erhobenen Vorwürfe ausschließlich die for­
melle Ordnungsmäßigkeit der Konten beträfen.

73 In der Klageschrift macht der Kläger weiter geltend, es sei ohne Belang, daß die
Entlastung für das Haushaltsjahr 1982 ihm mit einem Vorbehalt im Hinblick auf
den eigentlichen Kernpunkt dieser Angelegenheit, nämlich die Frage der 4 Millio­
nen BFR, erteilt worden sei. Insoweit verweist er hauptsächlich darauf, daß die
letztgenannte Frage durch die „Entlastungswirkung des Entlastungsbeschlusses
1981" erledigt worden sei, hilfsweise darauf, daß er für das Haushaltsjahr 1982
entlastet worden sei, und höchst hilfsweise darauf, daß bei seiner Versetzung am
30. April 1982 und seiner Ersetzung durch einen neuen Rechnungsführer keine
Rechnungslegung stattgefunden habe, so daß es sich die Anstellungsbehörde selbst
unmöglich gemacht habe, für das Haushaltsjahr 1982 festzustellen, was in seinen
Verantwortungsbereich und was in den seines Nachfolgers falle.

74 In seiner Erwiderung beruft sich der Kläger auf zwei von ihm als wesentlich einge­
stufte Umstände, nämlich einmal auf den Beschluß vom 18. Mai 1983, mit dem das
Parlament seinem Präsidenten für das Haushaltsjahr 1981 Entlastung erteilt habe,
und zum anderen auf den erwähnten Beschluß des Parlaments vom 10. April 1984^
Mit Rücksicht hierauf macht er erstens geltend, daß die dem Präsidenten am 18.
Mai 1983 erteilte Entlastung stillschweigend die Entlastung für den Rechnungsfüh­
rer bedeute, zweitens, daß die Entlastung nicht teilweise erfolgen könne, und dril­
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tens, daß die Geltung eines Entlastungsbeschlusses nicht durch eine Begründungs­
erwägung dieses Beschlusses eingeschränkt werden könne. Hilfsweise ergänzt der
Kläger für den Fall, daß die Frage der Entlastung für 1982 von Bedeutung sein
sollte, daß davon ausgegangen werden müsse, daß er entlastet worden sei. Insoweit
bezieht er sich auf seine Argumentation, daß eine Entlastung des Präsidenten
durch das Parlament — vorliegend der Beschluß des Parlaments vom 11. Juli 1986
für das Haushaltsjahr 1982 — zugleich die Entlastung für den Rechnungsführer
bedeute.

75 Der Beklagte tritt der Argumentation des Klägers unťer Bezugnahme auf seine
zuvor vorgetragenen Ausführungen zum Klagegrund des Ablaufs der Verjährungs­
frist entgegen, weil nämlich dem Kläger stets für die Handlungen, die Gegenstand
der disziplinarischen Verfolgung seien, die Entlastung versagt worden sei Selbst
wenn die Entlastung erteilt worden wäre, hätte dîes in keiner Weise die Einleitung
disziplinarischer Maßnahmen gehindert.

76 In seiner Gegenerwiderung äußert er ferner Vorbehalte bezüglich der Zulässigkeit
der vom Kläger in seiner Erwiderung vorgebrachten Klagegründe, d. h. der Ver­
bindung zwischen der Entlastung des Präsidenten durch das Parlament und der
dem Rechnungsführer des Organs zu erteilenden Entlastung, der Unteilbarkeit der
Entlastung und der Auswirkung einer Begründungserwägung auf die Geltung eines
Entlastungsbeschlusses. Das Parlament meint, daß es sich dabei um drei neue Kla­
gegründe handele.

77 Das Parlament hält diese Klagegründe ferner für unbegründet. Es hebt hervor, daß
es für die eine und die andere Entlastung zwei unterschiedliche Verfahren gebe,
was seines Erachtens schon für sich betrachtet bedeute, daß die eine nicht die an­
dere umfassen könne. Die Entlastung des Präsidenten sei „notwendig", aber nicht
„ausreichend" für die Entlastung des Rechnungsführers, und in dieser Richtung
habe sich die Praxis der Organe entwickelt. Aus den gleichen Gründen sage Arti­
kel 13 der Internen Vorschriften für die Ausführung des Haushaltsplans des Parla­
ments lediglich, daß die Entlastung des Präsidenten zugleich eine „Ermächtigung
sei, den Rechnungsführer zu entlasten, und nicht, daß sie ohne weiteres eine Ent­
lastung bedeute. Infolgedessen habe das Parlament, als es seinen Präsidenten entla­
stet, dem Kläger aber die Entlastung verweigert habe, sicher nicht dessen Verant­
wortung beseitigen wollen. Hierzu hat das Parlament in Beantwortung der schrift­
lichen Fragen des Gerichts seine interne Regelung und seine Verwaltungspraxis
bezüglich der Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans des Organs (Artikel
85 der Haushaltsordnung) und der Entlastung der Rechnungsführer (Artikel 72
der Haushaltsordnung) erläutert.
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78 Das Gericht stellt fest, daß der Kläger mit diesem dritten Klagegrund im wesentli­
chen geltend macht, daß er für das Haushaltsjahr 1981, hilfsweise für das Haus­
haltsjahr 1982, eine ausdrückliche Entlastung erhalten habe, was das gegen ihn
eingeleitete Disziplinarverfahren unzulässig mache.

79 Wie bereits bei der Behandlung des vorhergehenden Klagegrundes gezeigt, ist das
Disziplinarverfahren nach dem Statut unabhängig von dem in der Haushaltsord­
nung vorgesehenen Verfahren der Entlastung. Mithin wäre, selbst wenn der Kläger
Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 erhalten hätte, dieser Umstand kein Hin­
dernis für die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen ihn gewesen, zumal
diese auf den 13. April 1983 zurückgehende Einleitung auf jeden Fall den Be­
schlüssen des Parlaments vom 18. Mai 1983 und 10. April 1984, die dem Kläger
nach seiner Auffassung stillschweigend Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 er­
teilt haben sollen, zeitlich vorausging.

so Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß diesem Klagegrund selbst dann kein Erfolg
beschieden wäre, wenn man der These des Klägers folgen würde, daß die Ertei­
lung der Entlastung der Einleitung eines Disziplinarverfahrens entgegenstehe. So­
weit sich nämlich der Kläger — erstmals in seiner Erwiderung — auf den Beschluß
vorn 18 Mai 1983, mit dem das Parlament seinen Präsidenten entlastet hat, beruft
und geltend macht, diese Entlastung bedeute ohne weiteres auch die Erteilung der
Entlastung des Rechnungsführers des Organs, ist unabhängig von den Zweifeln,
denen seine Zulässigkeit begegnet, dieser Teil des Klagegrundes als nicht stichhal­
tig zu betrachten. In dem erwähnten Beschluß vom 18. Mai 1983 hat das Parla­
ment ausdrücklich die Entlastung des Rechnungsführers aufgeschoben, „da vom
Ausschuß für Haushaltskontrolle noch einige Arbeiten durchgeführt werden müs-
SeLT"'/>Auch SOWeit Sich der Klä S er im Rahmen dieses Klagegrundes auf den Be­
schluß des Parlaments vom 10. April 1984 beruft, ist dieser Teil des Klagegrundes
nicht stichhaltig. In Wahrheit ist bei der Ermittlung der Bedeutung dieses Beschlus­
ses dessen Präambel zu berücksichtigen. Insbesondere ergibt sich aus den Punkten
G und I dieser Präambel, daß das Parlament sich vorbehalten hat, im Rahmen der
Entlastung für 1982 zu den Gesichtspunkten in bezug auf die Verantwortung des
Klägers Stellung zu beziehen, die der Präsident des Parlaments zum Anlaß genom­
men hatte, mit Schreiben vom 6. Juni 1983 den Aufschub der Entlastung für das
Haushaltsjahr 1981 zu beantragen.

si Weiterhin ist darauf hinzuweisen, daß das Haushaltsjahr 1981 nicht als das für die
Prüfung der streitigen Fragen maßgebliche Haushaltsjahr angesehen werden kann.
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Wie sich nämlich aus den zu den Akten gereichten Unterlagen ergibt, hat der Um­
stand, daß während des gesamten Haushaltsjahres 1981 bezüglich des Betrags von
A 136 125 BFR weder eine Auszahlungs- noch eine Annahmebuchung vorgenom­
men wurde, bei der am Ende dieses Haushaltsjahres durchgeführten Kontrolle der
Haushaltsführung nicht zur Feststellung eines Überschusses oder eines Defizits
führen können. Mithin muß das Haushaltsjahr 1982 als das für die Prüfung der
Verantwortung des Klägers als Rechnungsführer des Parlaments maßgebliche be­
trachtet werden. Für dieses Haushaltsjahr hat das Parlament zwar mit seinem Be­
schluß vom 11. Juli 1986 den Präsidenten ermächtigt, seine Rechnungsführer zu
entlasten, hat aber gerade wegen der zwischenzeitlich festgestellten Differenz zwi­
schen dem Bestand der Abgeordnetenkasse und der allgemeinen Rechnungsfüh­
rung diese Ermächtigung mit einem ausdrücklichen Vorbehalt hinsichtlich „des
Betrags von 91 263 ECU und der damit zusammenhängenden Fragen" versehen.

82 Hieraus ergibt sich, daß auf jeden Fall dieser Klagegrund ebenfalls zurückgewie­
sen werden muß.

Zum Klagegrund der Verletzung des Grundsatzes der Wahrung einer angemessenen
Frist

83 Der Kläger, der diesen Klagegrund hilfsweise unter anderem zu dem Klagegrund
des Ablaufs der Verjährungsfrist vorbringt, macht geltend, nach einem allgemein
anerkannten Grundsatz sei mit Recht anzunehmen, daß ein Disziplinarverfahren
binnen einer angemessenen Frist nach dem Bekanntwerden der maßgeblichen Tat­
sachen eingeleitet und auch aus Gründen sowohl der Rechtssicherheit wie einer
ordnungsgemäßen Verwaltung binnen einer angemessenen Frist fortgeführt wer­
den müsse.

84 Unter diesem Blickwinkel weist der Kläger darauf hin, daß das Disziplinarverfah­
ren, wie es im Statut geregelt sei, normalerweise mit verhältnismäßig kurzen Fri­
sten ausgestattet sei. Vorliegend sei es mit unangemessener Verspätung eingeleitet
und/oder fortgeführt worden. Zur Stützung dieser Behauptung erinnert er daran,
daß das Disziplinarverfahren am 24. Juni 1987 eingeleitet oder jedenfalls wieder­
eingeleitet worden sei, obwohl die Frist schon am 31. Dezember 1981 (Ende des
Haushaltsjahres 1981) oder, hilfsweise, am 30. April 1982 (Zeitpunkt seiner Ver­
setzung) oder, weiter hilfsweise, am 20. Juni 1985 (Verkündung des Urteils des
Gerichtshofes zur Aufhebung der Disziplinarmaßnahme vom 24. Mai 1984) be­
gonnen habe.
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85 In seiner Erwiderung stellt der Kläger den Ablauf des Geschehens seit seiner Be­
schuldigung im Jahre 1982 dar, um nachzuweisen, daß die fünf Jahre, die seit den
beanstandeten Handlungen bis zur Einleitung des letzten Disziplinarverfahrens
verstrichen sind, die Spanne einer angemessenen Frist überschritten. In diesem Zu­
sammenhang beruft er sich erstens auf eine Verletzung des Artikels 6 Absatz 1 der
Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
die er vorliegend für entsprechend anwendbar hält. Er prüft zweitens die Argu­
mente des beklagten Organs und schließt daraus, daß es den Grundsatz nicht in
Frage stelle, wonach für Einleitung und Fortführung eines Disziplinarverfahrens
eine angemessene Frist erforderlich sei. Insoweit verweist er darauf, daß das Organ
lediglich das Bestehen einer Verjährungsfrist für die Einleitung eines Disziplinar­
verfahrens, nicht aber das einer angemessenen Frist in Abrede gestellt habe, die
anderer Natur sei. Er ergänzt, daß die Stellungnahme des Disziplinarrats auf mil­
dernde Umstände hinweise, die mit der übertriebenen Länge der Frist zwischen der
Mitteilung der Vorwürfe durch die Anstellungsbehörde und dem Abschluß der dis­
ziplinarischen Verfolgung zusammenhingen. Die Anstellungsbehörde, die dieser
Stellungnahme gefolgt sei, habe damit das Vorliegen einer übertrieben langen Frist
anerkannt, die nicht dem Kläger anzulasten sei. Was drittens die tatsächliche Ar­
gumentation des beklagten Organs anlange, so betreffe die einzig erhebliche Dis­
kussion den Zeitraum von anderthalb Jahren, der vom 20. Juni 1985, dem Tag der
Verkündung des Urteils des Gerichtshofes, bis zum 9. Dezember 1986 verstrichen
sei, dem Datum des Schreibens, mit dem die Anstellungsbehörde ihm mitgeteilt
habe, daß sie gedenke, das Disziplinarverfahren erneut einzuleiten, und ihn aufge­
fordert habe, zu dem ursprünglich dem Disziplinarrat am 13. April 1983 übermit­
telten Bericht mit den gegen ihn erhobenen Vorwürfen Stellung zu nehmen.

86 Der Beklagte trägt seinerseits erneut vor, das Statut sehe keine Verjährungsfrist für
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens vor. Auf jeden Fall könne man ihm nicht
vorwerfen, bei der Fortführung des gegen den Kläger eingeleiteten Disziplinarver­
fahrens nicht hinreichende Umsicht gezeigt zu haben, insbesondere wenn man den
äußerst komplexen Charakter der festzustellenden Tatsachen und die Schwere der
gegen den Kläger erhobenen Vorwürfe bedenke. Die lange Geschichte der vom
Beklagten eingehend dargelegten Tatsachen zeige die Richtigkeit dieses Argu­
ments. Er bringt weiterhin vor, daß die Dauer der Ermittlungen sich durch die
zahlreichen vom Kläger und seinen Rechtsbeiständen verursachten Zwischenfälle
während des gesamten Disziplinarverfahrens sowie durch die zahlreichen Gerichts­
verfahren erkläre, zu der diese Angelegenheit Anlaß gegeben habe, nämlich fünf
Beschlüsse im Verfahren der einstweiligen Anordnung und ein Urteil. Schließlich
weist der Beklagte darauf hin, daß der Kläger selbst die Tragweite seiner Rüge
beträchtlich verringere, wenn er erkläre, daß die einzige, vorliegend erhebliche
Frage den Zeitraum von zwei Jahren im Anschluß an die Verkündung des Urteils
des Gerichtshofes vom 20. Juni 1985 betreffe, und zugleich einräume, daß wäh­
rend dieses Zeitraums eine Verzögerung von einem halben Jahr auf ihn selbst zu­
rückzuführen sei. Die Frage gehe folglich dahin, ob die verbleibende Frist von
anderthalb Jahren gerechtfertigt sei oder nicht.
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87 Was insbesondere diese Frist von anderthalb Jahren betrifft, so macht der Beklagte
geltend, daß die Anstellungsbehörde es mit Rücksicht auf die Ausführungen des
Präsidenten der Dritten Kammer in seinem Beschluß vom 3. Juli 1984 nicht tur
tunlich gehalten habe, das Disziplinarverfahren sofort wiederaufzunehmen, und es
vorgezogen habe, den Entlastungsbeschluß des Parlaments für das Haushaltsjahr
1982 abzuwarten. Insoweit erinnert das beklagte Organ daran, dal der AusschulS
für Haushaltskontrolle zum Zeitpunkt der Verkündung des Urteils des Gerichtsho­
fes am 20. Juni 1985 bereits — am 18. Juni 1985 — das Verfahren für diese Entla­
stung eingeleitet gehabt habe. Der Präsident des Parlaments habe auf einen dahin
gehenden Antrag des Ausschusses für Haushaltskontrolle durch Schreiben vom 24.
Juli 1985 ebenfalls ein neues Gutachten des Rechnungshofs zu der geeignetsten
Art und Weise angefordert, das in der Abgeordnetenkasse für das Haushaltsjahr
1982 festgestellte Defizit zu bereinigen. Die Anstellungsbehörde habe vor Wieder­
eröffnung des Disziplinarverfahrens das am 7. November 1985 abgegebene Gut­
achten des Rechnungshofs und weiterhin den Beschluß des Parlaments vom 11.
Juli 1986 über die Entlastung für das Haushaltsjahr 1982 abgewartet. Obwohl der
Beklagte in Abrede stellt, daß eine etwaige Entlastung disziplinarischen Maßnah­
men entgegenstehen könne, ist er doch der Meinung, daß eine sorgfältige Prüfung
der Rechnungsführung des Klägers durch den Ausschuß für Haushaltskontrolle
neues Licht in die Angelegenheit habe bringen, können. Er schließt hieraus, daß
dieser Beweggrund, der ausschließlich dem Interesse des Klägers gegolten habe,
einen angemessenen Rechtfertigungsgrund für die Frist von anderthalb Jahren dar­
stelle, die zwischen dem Aufhebungsurteil und der Wiedereröffnung des Diszipli­
narverfahrens verstrichen sei.

ss Zu diesem Klagegrund ist festzustellen, daß das Statut zwar keine Verjährungsfrist
für die Einleitung eines Disziplinarverfahrens vorsieht, daß es aber in seinem An­
hang IX, genauer, in Artikel 7, eine Frist von einem Monat und bei kontradiktori­
schen Ermittlungen von drei Monaten für die Abgabe der mit Gründen versehenen
Stellungnahme des Disziplinarrats sowie eine gleiche Frist von einem Monat tur
den Beschluß der Anstellungsbehörde vorsieht. Diese Fristen sind zwar keine Aus­
schlußfristen, lassen jedoch eine Regel ordnungsgemäßer Verwaltung erkennen,
die im Interesse sowohl der Verwaltung als auch der Beamten eine ungerechtfer­
tigte Verzögerung beim Erlaß des Beschlusses, der das Disziplinarverfahren been­
det, verhindern soll (vgl. Urteile des Gerichtshofes vom 4. Februar 1970 in der
Rechtssache 13/69, Van Eick/Kommission, Slg. 1970, 3, vom 29. Januar 1985 m
der Rechtssache 228/83, F./Kommission, Slg. 1985, 275, und vom 19. April 1988
in der Rechtssache 209/86, M./Rat, 1988, 1891). Aus dem vom Gememschaftsge-
sëtzgeber bekundeten Anliegen der ordnungsgemäßen Verwaltung folgt, daü die
Disziplinarbehörden verpflichtet sind, das Disziplinarverfahren mit Umsicht zu be­
treiben und so vorzugehen, daß jede Verfolgungsmaßnahme innerhalb einer Frist
erfolgt, die gegenüber der vorhergehenden Maßnahme angemessen ist Die Nicht­
einhaltung dieser Frist — die nur aufgrund der besonderen Umstände des Falles
festgestellt werden kann — kann nicht nur die Haftung des Organs begrunden,
sondern auch die Nichtigkeit der nach Fristablauf getroffenen Maßnahme zur
Folge haben.
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89 Vorliegend ergibt die Prüfung der aufeinanderfolgenden Ermittlungsmaßnahmen,
die vom 13. April 1983 an gegenüber dem Kläger getroffen worden und deren
Ablauf vorstehend im Teil „Sachverhalt und Verfahren" dargestellt ist, daß das
Disziplinarverfahren grundsätzlich ordnungsgemäß abgelaufen ist. Es ist indessen,
nach Abzug der vom Kläger für die Sicherstellung seiner Verteidigung vor dem
Gerichtshof benötigten Zeit, festzustellen, daß sich die Frage, ob eine angemessene
Frist eingehalten wurde, bei zwei Gelegenheiten stellen kann. Die erste betrifft den
Zeitraum von acht Monaten, in dem der erste Disziplinarrat (vom 2. Juni 1983 bis
10. Februar 1984) mit der Sache befaßt war, die zweite die Frist von 18 Monaten,
die zwischen der Verkündung des Aufhebungsurteils des Gerichtshofes und der
Absendung des Schreibens des Präsidenten des Parlaments verstrichen ist, mit dem
dieser den Kläger zur Stellungnahme gemäß Artikel 87 Absatz 2 des Statuts auf­
forderte (vom 20. Juni 1985 bis 9. Dezember 1986).

90 Wie das Parlament in seiner Klagebeantwortung (S. 26 bis 30) vorgetragen hat und
wie auch aus der mit Gründen versehenen Stellungnahme des ersten Disziplinarrats
vom 10. Februar 1984 (Nrn. 6 bis 20) hervorgeht, war die Dauer der Arbeiten des
Disziplinarrats zum einen auf eine Abwesenheit des Klägers von insgesamt vier
Monaten aus medizinischen Gründen, zum anderen darauf zurückzuführen, daß
kontradiktorische Ermittlungen angeordnet werden mußten. Unter diesen Umstän­
den ist festzustellen, daß die vom ersten Disziplinarrat für die Abgabe seiner mit
Gründen versehenen Stellungnahme in Anspruch genommene Zeit von acht Mona­
ten die Grenzen einer angemessenen Frist nicht überschritten hat.

9i Bezüglich des Zeitraums von 18 Monaten zwischen dem Aufhebungsurteil des Ge­
richtshofes und der Wiedereröffnung des Disziplinarverfahrens hat der Beklagte
geltend gemacht, die Anstellungsbehörde habe den Abschluß des bereits eingeleite­
ten Verfahrens des Parlaments über die Entlastung für das Haushaltsjahr 1982 ab­
warten müssen. Vor der Würdigung dieser Begründung müssen bestimmte beson­
dere Umstände in Erinnerung gerufen werden, die der Entstehung des vorliegen­
den Rechtsstreits zugrunde lagen.

92 Wie bereits ausgeführt, hat der Rechnungshof im Juli 1982 einen Sonderbericht
über die Arbeitsweise der Abgeordnetenkasse erarbeitet und schwere Verstöße ge­
gen die Haushaltsordnung festgestellt. Diese Unregelmäßigkeiten wurden durch
den Bericht eines unabhängigen Wirtschaftsprüfungsunternehmens bestätigt, das
ein „Loch" von ungefähr 4 Millionen BFR ermittelte, das in den letzten Jahren
„gegraben" worden sei. Es ist hinzuzufügen, daß die Einleitung eines Disziplinar­
verfahrens gegen den Kläger im Parlament zu beträchtlichen Reaktionen und leb­
haften Debatten führte, die von der internationalen Presse aufgegriffen wurden,
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die zu verstehen gab, ein Skandal großen Ausmaßes sei aufgedeckt worden. Der
Kläger für seinen Teil gab vor, er sei Opfer der administrativen, sächlichen und
menschlichen Umgebung, in der er arbeite, geworden, und beschuldigte seine Vor­
gesetzten, allein für die entdeckten Unregelmäßigkeiten verantwortlich zu sein. In
diesem Zusammenhang äußerten sich zunächst die zuständigen Stellen des Parla­
ments mit einer gewissen Mehrdeutigkeit über die Verantwortung des Klägers. Auf
Bericht des Ausschusses für Haushaltskontrolle behielt sich das Parlament in sei­
nem Beschluß über die Entlastung für das Haushaltsjahr 1981 vor, die Frage des
Defizits im Rahmen der Entlastung für 1982 zu prüfen. Der Disziplinarrat ging
seinerseits davon aus, daß dem Kläger zu Recht von der Anstellungsbehörde eine
Reihe schwerer Nachlässigkeiten bei der Ausübung seiner Aufgaben vorgeworfen
worden sei, daß es indessen wegen mildernder Unmstände, die vor allem mit der
schlechten Gesamtorganisation der Direktion, der er angehöre, zusammenhingen,
nicht möglich sei, ihn für allein verantwortlich zu halten. Die Mehrheit des Diszi­
plinares schlug vor, gegen ihn die Disziplinarstrafe des Verweises zu verhängen,
während die Minderheit für Freispruch war. Die Anstellungsbehörde beschloß
schließlich, die Disziplinarstrafe der Entfernung aus dem Dienst gegen ihn zu ver­
hängen. In seinem Beschluß vom 3. Juli 1984 im Verfahren der einstweiligen An­
ordnung, mit dem der Vollzug der ersten Disziplinarstrafe ausgesetzt wurde,
führte der Präsident der Dritten Kammer des Gerichtshofes aus, daß das Entla-
stungsverfahren vom Disziplinarverfahren zu unterscheiden sei, daß aber die Fest­
stellungen des Ausschusses für Haushaltskontrolle zur Verantwortung des Klägers
sich von denen der Anstellungsbehörde sehr stark entfernten. Bei der parallel dazu
gegen die genannte Disziplinarentscheidung erhobenen Anfechtungsklage machte
der Kläger unter anderem als Klagegrund geltend, daß sich der Disziplinarrat ge­
weigert habe, seine Arbeiten auszusetzen, bis die Schlußfolgerungen des Ausschus­
ses für Haushaltskontrolle vorlägen. Der Präsident des Parlaments als Anstellungs­
behörde sah sich damit nicht nur einem Aktenvorgang von außergewöhnlicher
technischer Komplexität, sonderen auch einer lebhaft umstrittenen und heiklen
Angelegenheit gegenüber, zu der das Parlament noch nicht im Rahmen des Entla­
stungsverfahrens Stellung genommen hatte. Ferner muß die besondere Stellung der
Anstellungsbehörde in dieser Sache — die ohne Vorbild bei den anderen Organen
der Gemeinschaft ist — berücksichtigt werden, nämlich der Umstand, daß der
Präsident des Parlaments, der sowohl die Aufgaben der Anstellungsbehörde als
auch die des Vorsitzenden der Versammlung wahrnimmt, sich zu einer Frage äu­
ßern mußte, die, wenn auch in anderem Zusammenhang, zugleich von der Ver­
sammlung zu prüfen war.

93 Angesichts dieser tatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkte ist festzustellen,
daß die Vielschichtigkeit der Angelegenheit, ihre heikle, den Ruf des Parlaments
berührende Natur, die besondere Stellung der Anstellungsbehörde im Rahmen die­
ses Organs, die Erwägungen im Beschluß des Gerichtshofes vom 3. Juli 1984 be­
züglich der Schlußfolgerungen des parlamentarischen Ausschusses für Haushalts­
kontrolle sowie die Unklarheit von Umfang und Verteilung der Verantwortung
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der beschuldigten Beamten und sonstigen Bediensteten besondere Umstände dar­
stellen, die vorliegend den Entschluß der Anstellungsbehörde rechtfertigen, vor der
Wiedereröffnung des Disziplinarverfahrens gegen den Kläger den Ausgang des
parlamentarischen Verfahrens der Entlastung für das Haushaltsjahr 1982 abzuwar­
ten. Diese Beurteilung ist entgegen dem Vorbringen des Klägers nicht unvereinbar
mit dem Grundsatz der Unabhängigkeit des Disziplinarverfahrens gegenüber dem
Entlastungsverfahren. Auch wenn nämlich nach dem Grundsatz der Unabhängig­
keit dieser beiden Verfahren die Erteilung einer Entlastung in formeller Hinsicht
der Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen den betreffenden Beamten nicht
entgegensteht, so bedeutet dieser Grundsatz doch nicht, daß Feststellungen und
Würdigungen des Entlastungsbeschlusses im Rahmen des Disziplinarverfahrens in
der Sache selbst nicht berücksichtigt werden dürften. Folglich ist davon auszuge­
hen, daß der Zeitraum von 18 Monaten bis zur Wiedereröffnung des Disziplinar­
verfahrens die Grenzen einer angemessenen Frist nicht überschritten hat.

94 Was die entsprechende Anwendung des Artikels 6 Absatz 1 der Europäischen
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten betrifft, auf
den sich der Kläger in seiner Erwiderung bezogen hat, so ist festzustellen, daß,
sollte diese Vorschrift als neues Argument herangezogen werden, um den vorlie­
genden Klagegrund der Verletzung des Grundsatzes einer angemessenen Frist zu
untermauern, es im Hinblick auf die vorstehenden Erwägungen keiner besonderen
Antwort bedürfte. Sollte indessen der Kläger aus einer Verletzung dieser Vor­
schrift einen vom Klagegrund der Verletzung des Grundsatzes einer angemessenen
Frist unabhängigen Klagegrund herleiten, so wäre dieser Klagegrund aus mehreren
Gründen zurückzuweisen. Er wäre erstens unzulässig, weil er während des Ver­
fahrens, genauer, zum ersten Mal in der Erwiderung, angeführt wurde. Zweitens
wäre er sachlich unbegründet. Insoweit genügt die Feststellung, daß Artikel 6 der
Konvention nicht für den eigentlichen Disziplinarbereich des öffentlichen Dienstes
gilt. Die in der Konvention vorgesehene Europäische Kommission hat mehrere An­
träge, mit denen eine Anwendung des Artikels 6 auf den Fall eines Disziplinarver­
fahrens gefordert worden war, mit der Begründung als unzulässig zurückgewiesen,
daß ein solches Verfahren nicht „strafrechtlich" im Sinne dieser Vorschrift sei
(Entscheidungen vom 8. März 1976, Antrag Nr. 7374/76, X/Dänemark, D. R. 5,
S. 157, vom 8. Oktober 1980, Antrag Nr. 8496/79, X/Vereinigtes Königreich,
D. R. 21, S. 168).

95 Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, daß der Klagegrund der Verlet­
zung des Grundsatzes der Wahrung einer angemessenen Frist zurückzuweisen ist.
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Zum Klagegrund der Mißachtung der Regel „ne bu in idem"

96 Der Kläger macht geltend, die gegen ihn am 30. April 1982 von Amts wegen ver­
fügte Versetzung sei ihrer Art nach eine Disziplinarstrafe und der angefochtene
Akt verstoße damit gegen Artikel 86 Absatz 3 des Statuts, der die Anwendung der
Regel „ne bis in idem" im Disziplinarbereich anordne. Dieser Artikel sei im übri­
gen ein weiteres Mal verletzt worden, weil die Verwaltung sich zuvor geweigert
habe, ihn im "Wege der Beförderung ad personam in die Besoldungsgruppe A 2
einzustufen.

97 Der Umstand, daß die Versetzung nicht in der Liste der Disziplinarstrafen aufge­
führt sei und dem Grundsatz nach keine Disziplinarstrafe darstelle, ist nach.Auf­
fassung des Klägers nicht entscheidend, weil sie, wenn sie disziplinarischer Natur
sei, eine Disziplinarstrafe verbergen könne. Die Anstellungsbehörde habe diese
Natur auch in einem an die Mitglieder der Versammlung während der Plenarsit­
zung des Parlaments im Juli 1982 verteilten Rundschreiben eingestanden. Im übri­
gen sei die Zustimmung des Klägers zu seiner Versetzung nicht erheblich, weil das
Einverständnis mit einer Disziplinarstrafe die Natur dieser Maßnahme nicht än­
dern könrie.

98 Was die ihm verweigerte Beförderung ad personam nach Besoldungsgruppe A 2
betrifft, so macht der Kläger geltend, die entsprechende Entscheidung habe nicht
im Ermessen der Anstellungsbehörde gestanden, sondern sei Folge einer gebunde­
nen Kompetenz gewesen, wenn man die von ihr zu beachtenden allgemeinen Re­
geln, das heißt die objektiven Voraussetzungen bezüglich Lebensalter und Dienst­
bzw. Besoldungsdienstalter berücksichtige, die bei ihm seit 1986 erfüllt gewesen
seien. Im übrigen setze eine Beförderung ad personam die Verfügbarkeit einer
Planstelle nicht voraus.

99 Der Beklagte tritt der Argumentation des Klägers entgegen und verweist darauf,
daß die aus dienstlichen Gründen erfolgende Versetzung eines Beamten nicht be­
schweren könne und auf jeden Fall in das Ermessen der Verwaltung gestellt sei. Im
übrigen, habe diese Entscheidung einem Antrag dės Klägers entsprochen und sei
eine vorsorgliche Maßnahme gewesen, die er seinerzeit nicht angefochten habe.
Das Parlament weist ferner darauf hin, daß die Versetzung nicht in der abschlie­
ßenden Aufzählung der Disziplinarstrafen in Artikel 86 des Statuts zu finden sei.
Auf jeden Fall schließe die Regel „ne bis in idem" nach dem Urteil des Gerichts­
hofes vom 13. Februar 1969 in der Rechtssache 14/68 (Wilhelm, Slg. 1969, 1) die
Zulässigkeit zweier paralleler, sanktionsbewehrter Verfahren mit unterschiedlichen
Zielsetzungen nicht aus.

II-814



DE COMPTE / PARLAMENT

100 Zu dem Ausbleiben der Beförderung ad personam des Klägers beruft sich der Be­
klagte darauf, daß diese Befugnis a fortiori im alleinigen Ermessen der Anstel­
lungsbehörde stehe und die Verfügbarkeit einer Planstelle voraussetze. Abgesehen
davon, daß der Kläger keinen ausdrücklichen Beförderungsantrag gestellt habe,
müsse mit dem Urteil des Gerichtshofes vom 19. März 1964 in der Rechtssache
27/63 (Raponi/Kommission, Slg. 1964, 273) die weitgehende Ermessensbefugnis
unterstrichen werden, über die die Anstellungsbehörde in diesem Bereich verfüge.

101 Das Gericht stellt zunächst fest, daß zu den Disziplinarstrafen, die Artikel 86 Ab­
satz 2 des Statuts aufzählt, weder die Versetzung noch die Versagung einer Beför­
derung gehören und daß in Absatz 3 dieser Vorschrift die Regel aufgestellt wird:
„Ein und dieselbe Verfehlung kann nur eine Disziplinarstrafe nach sich ziehen."

102 Im übrigen ergibt sich aus Artikel 7 des Statuts, daß die Versetzung eine gewöhnli­
che Veränderung in der Laufbahn eines Beamten darstellt, die entweder von Amts
wegen ausschließlich nach dienstlichen Gesichtspunkten oder aber auf Antrag des
betreffenden Beamten erfolgt. Nach gefestigter Rechtsprechung steht eine Verset­
zung aus dienstlichen Gründen grundsätzlich im Ermessen der Verwaltung bei der
Einrichtung ihrer Dienststellen (Urteil des Gerichtshofes vom 5. Mai 1966 in den
verbundenen Rechtssachen 18/65 und 35/65, Gutman/Kommission EGKS, Slg.
1966, 154).

103 Vorliegend wurde die am 30. April 1982 verfügte Versetzung des Klägers von der
Abteilung „Kasse, Zahlungsverkehr und Buchhaltung", die er leitete, zu einer an­
deren Dienststelle beschlossen, um den Gang der laufenden Untersuchungen zu
erleichtern, bei denen die vom Rechnungshof bei der Abgeordnetenkasse festge­
stellten Unregelmäßigkeiten aufgeklärt werden sollten. Diese Maßnahme wurde
daher aus dienstlichen Gründen getroffen und hatte — anders als der Kläger be­
hauptet — nicht den Charakter einer verdeckten Disziplinarmaßnahme. Zudem
läßt die Prüfung des Rundschreibens des Präsidenten des Parlaments an die Mit­
glieder der Versammlung im Juli 1982 keinerlei Gesichtspunkte erkennen, die die
Einschätzung der Natur dieser Maßnahme, der der Kläger überdies noch zuge­
stimmt hatte, zu ändern vermögen.

104 Was die Beförderung ad personam betrifft, um die der Kläger sich unberechtigter­
weise gebracht sieht, so genügt der Hinweis darauf, daß der Kläger zu keinem
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Zeitpunkt dargelegt hat, daß er einen Antrag an die Anstellungsbehörde auf Erlaß
der entsprechenden Entscheidung ihm gegenüber gestellt habe oder daß eine aus­
drückliche oder stillschweigende Ablehnung ihm gegenüber erfolgt sei. Unter die­
sen Umständen kann diese Rüge, die durch keinerlei genauen Tatsachenvortrag
gestützt wird, nicht erfolgreich sein.

ios Der Klagegrund der Mißachtung der Regel „ne bis in idem" ist daher zurückzu­
weisen.

Zum Klagegrund der Formmängel des Disziplinarverfahrens

— Fehlen der Unterschrift und des Datums in dem Bericht der Anstellungsbe­
hörde an den Disziplinarrat

106 Der Kläger betrachtet den Umstand, daß der das Disziplinarverfahren einleitende
Bericht weder datiert noch unterschrieben gewesen sei, als einen Formmangel im
Hinblick auf Artikel 1 Absatz 1 des Anhangs, so daß dieser Bericht als nichtig
anzusehen sei, was das gesamte Verfahren und die bei dessen Abschluß getroffene
Entscheidung nichtig mache. Der Mangel könne auch nicht dadurch geheilt wor­
den sein, daß das Begleitschreiben zu diesem Bericht datiert und von der Anstel­
lungsbehörde unterschrieben gewesen sei.

107 Der Beklagte entgegnet, die Unterschrift unter dem Begleitschreiben zeige klar,
daß die Anstellungsbehörde sich den Inhalt des Berichts, unter dem übrigens das
Datum des 12. April 1983 und der Name des Präsidenten gestanden hätten, zu
eigen gemacht habe.

ios Es ist daran zu erinnern, daß nach Artikel 1 des Anhangs der „Disziplinarrat...
durch einen Bericht der Anstellungsbehörde befaßt [wird], in dem die zur Last
gelegten Handlungen und etwaige Tatumstände eindeutig anzugeben sind. Der
Bericht ist dem Vorsitzenden des Disziplinarrats zu übermitteln, der ihn den Mit­
gliedern dieses Rates und dem beschuldigten Beamten zur Kenntnis bringt."

109 Die Überprüfung der Unterlagen in den Akten ergibt, daß der Präsident des Parla­
ments als Anstellungsbehörde den Disziplinarrat mit Schreiben vom 13. April 1983
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befaßt hat, dem der auf den 12. April 1983 datierte Bericht über die gegen den
Kläger erhobenen Vorwürfe beigefügt war. Nach Aufhebung der am 16. März
1984 verhängten Disziplinarstrafe durch den Gerichtshof hat der Präsident des
Parlaments den Disziplinarrat erneut mit ordnungsgemäß unterzeichnetem Schrei­
ben vom 24. Juni 1987 befaßt. In diesem an den Vorsitzenden des Disziplinarrats
gerichteten Schreiben gab die Anstellungsbehörde einen kurzen Abriß der Sache
und teilte mit, daß sie den Kläger gemäß Artikel 87 Absatz 2 des Statuts aufgefor­
dert habe, zu dem „Bericht, mit dem Präsident Danken am 13. April 1983 den
Disziplinarrat befaßt hat", zum Gutachten des Rechnungshofs vom 7. November
1985 und zum Beschluß des Parlaments über die Entlastung für das Haushaltsjahr
1982, alles Unterlagen, die sich bei den Akten des Disziplinarverfahrens befanden,
Stellung zu nehmen. In dem gleichen Schreiben erklärte die Anstellungsbehörde
weiter, daß sie nach Anhörung des Klägers beschlossen habe, das Disziplinarver­
fahren wieder gegen ihn einzuleiten und „den Disziplinarrat erneut mit dem Be­
richt vom 12. April 1982 über die gegen Herrn de Compte erhobenen Vorwürfe zu
befassen". Abschließend ersuchte die Anstellungsbehörde den Vorsitzenden des
Disziplinarrats, den Rat einzuberufen und seinen Mitgliedern sowie dem beschul­
digten Beamten die dem Schreiben beigefügte Disziplinarakte zur Kenntnis zu
bringen. Unter Punkt A der Liste der Anhänge steht der Vermerk: „Bericht vom
12. April 1983 über die gegen Herrn de Compte erhobenen Vorwürfe".

no Unter diesen Umständen ist davon auszugehen, daß das von der Anstellungsbe­
hörde unterzeichnete Schreiben vom 24. Juni 1987 zusammen mit dem beigefügten
Bericht ein einziges Dokument bildet, das keinen Zweifel bezüglich seines Inhalts,
seines Datums und der Stelle, von der es stammt, zuläßt. Dieses Dokument stellt
eine ordnungsgemäße Befassung des Disziplinarrats im Einklang mit Artikel 1 des
Anhangs dar. Mithin ist die abweichende Argumentation des Klägers als unbe­
gründet zurückzuweisen.

— Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 26. November 1987 nach Ab­
gabe der mit Gründen versehenen Stellungnahme

in Der Kläger bringt weiter vor, die mit Gründen versehene Stellungnahme des Dis­
ziplinarrats vom 27. November 1987 leide an einem Formmangel, weil das Proto­
koll der Sitzung vom 26. November 1987 auf den 30. November 1987 datiert und
mithin nach Abgabe der mit Gründen versehenen Stellungnahme, d. h. zu einem
Zeitpunkt, zu dem das Verfahren nicht mehr beim Rat anhängig gewesen sei, er­
stellt worden sei. Dieser Mangel führe zur Nichtigkeit des gesamten Disziplinar­
verfahrens und der im Hinblick auf die Stellungnahme getroffenen Entscheidung
der Anstellungsbehörde.

II-817



URTEIL VOM 17. 10. 1991 — RECHTSSACHE T-26/89

112 Der Beklagte weist darauf hin, daß keine Vorschrift dem Disziplinarrat vor­
schreibe, seine mit Gründen versehenen Stellungnahmen in Ansehung der Sit­
zungsprotokolle abzugeben, sondern im Hinblick auf die ihm vorgelegten Unterla­
gen und mit Rücksicht auf die Erklärungen des Beschuldigten und der Zeugen
sowie der Ergebnisse der Untersuchung. Das fragliche Protokoll habe rein internen
Charakter und habe daher nicht dem Kläger zur Unterzeichnung vorgelegt zu
werden brauchen. Er beruft sich insoweit auf die in der Rechtsprechung getroffene
klare Unterscheidung zwischen solchen Protokollen und den Protokollen über die
Anhörung von Zeugen, die diese mit ihrer Unterschrift billigen müßten und die
daher für die Parteien von Interesse seien (Urteil vom 29. Januar 1985 in der
Rechtssache 228/83, F./Kommission, a. a. O.).

in Das Gericht stellt aufgrund einer Prüfung der zu den Akten gereichten Unterlagen
fest, daß der Disziplinarrat in Gegenwart des Klägers und seines Verteidigers am
Morgen des 26. November zusammengetreten ist. In dieser Sitzung hat der Rat
das Protokoll der vorangegangenen Sitzung genehmigt, eine Erklärung seines Vor­
sitzenden über die Vorlage bestimmter Dokumente durch die Anstellungsbehörde
zur Kenntnis genommen und sich über die Prüfung des Originals eines Dokuments
seitens des Klägers informiert. Sodann haben die Mitglieder des Rates ihre Mei­
nungen mit dem Verteidiger des Klägers bezüglich seiner Verteidigung ausge­
tauscht, und es. wurde beschlossen, daß der Rat am Nachmittag des gleichen Tages
sowie am Freitag, dem 27. November 1987, den ganzen Tag über in geheimer
Sitzung zusammentreten sollte. Das Protokoll dieser Sitzung wurde am Montag,
dem 30. November, genehmigt und am gleichen Tag dem Kläger übermittelt.

iu Unter diesen Umständen ist davon auszugehen, daß die Rüge, die mit Gründen
versehene Stellungnahme sei mit einem Formfehler behaftet, weil das Protokoll
nach Abschluß des Verfahrens vor dem Disziplinarrat genehmigt worden sei, nicht
begründet ist. Die Rechtmäßigkeit der mit Gründen versehenen Stellungnahme
kann nämlich nicht einfach deshalb in Zweifel gezogen werden, weil das Protokoll
der Sitzung vom 26. November 1987 zu einem späteren Zeitpunkt genehmigt
wurde. Wenn Artikel 9 Absatz 1 des Anhangs vorsieht, daß der Sekretär „über die
Sitzungen des Disziplinarrats ein Protokoll zu führen" hat, so verlangt er keines­
wegs, daß die Protokolle bei Meidung der Nichtigkeit unmittelbar nach der Sit­
zung dieses Kollegialorgans unterzeichnet werden.

ns Hieraus ergibt sich, daß dieser Klagegrund insgesamt zurückzuweisen ist.
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Zum Klagegrund der Beeinträchtigungen der Rechte der Verteidigung

— NichtÜbermittlung bestimmter Unterlagen

116 Nach Darstellung des Klägers war die Verwaltung nicht imstande, ihm rechtzeitig
eine Reihe von Unterlagen, die er angefordert habe und für seine Verteidigung für
erforderlich gehalten habe, zu übermitteln, worüber sich sein Verteidiger bereits in
dem Schreiben vom 20. November 1987 an den Vorsitzenden des Disziplinarrats
beschwert habe.

U7 Der Kläger stellt jedoch in seiner Erwiderung klar, daß es sich hier um eine beson­
dere, hilfsweise vorgebrachte Rüge im Verhältnis zu den schweren Beeinträchti­
gungen der Rechte der Verteidigung handele, die sich ganz allgemein aus Tatsa­
chen wie der gegen ihn am 30. April 1982 verfügten Versetzung und der Weige­
rung ergeben habe, ihm freien Zutritt zur Buchhaltung zu gewähren. Unter diesen
Umständen sei es Sache des Organs, die beanstandeten Verfehlungen nachzuwei­
sen, da er selbst tatsächlich nicht in der Lage sei, die zu seiner Verteidigung not­
wendigen Unterlagen zu ermitteln. Dieses Problem hätte sich nicht gestellt, wenn
er zur Sicherstellung seiner Verteidigung freien Zugang zur Buchhaltung gehabt
hätte.

ns Der Beklagte entgegnet, der Disziplinarrat habe systematisch allen Anfragen des
Klägers nach Unterlagen entsprochen, und verweist insoweit auf ein Schreiben des
Generalsekretärs des Parlaments vom 17. August 1987, mit dem dieser dem Kläger
sein grundsätzliches Einverständnis erklärt habe, damit dieser Zugang zu allen Un­
terlagen der Akten erhalte, sowie auf ein Schreiben vom 10. September 1987, mit
dem der Vorsitzende des Disziplinarrats dem Verteidiger des Klägers zu verstehen
gegeben habe, daß die einzelnen Unterlagen, deren Konsultation nützlich sein
könne, auf Antrag der Verteidigung nach Maßgabe des Stands der Prüfung der
Akten durch den Disziplinarrat zur Verfügung gestellt würden. Der Inhalt dieses
Schreibens sei vom Beistand des Klägers, als dieser es in der Sitzung vom 9. Okto­
ber 1987 gelesen habe, nicht beanstandet worden, und in der Folge seien jedesmal
die eingereichten Anträge und die entsprechenden Antworten mit voller Zustim­
mung der Verteidigung festgehalten worden. So sei der Beistand des Klägers um
Verdeutlichung bestimmter Anträge in bezug auf Unterlagen gebeten worden, de­
ren Ermittlung der Anstellungsbehörde schwierig erschienen sei. Dieser habe sich
daraufhin die Möglichkeit vorbehalten, die Anträge für die ihm noch nicht über­
mittelten Unterlagen aufrechtzuerhalten. Aber auch das Schreiben des Beistands
des Klägers vom 20. November 1987 habe'keine zusätzlichen Klarstellungen ge­
bracht. Er sei insoweit gemahnt worden. Dieser Standpunkt sei von der Verteidi­
gung nicht in Zweifel gezogen worden, die im übrigen in der Sitzung vom 26.
November 1987 bestätigt habe, daß sie nicht auf der Vorlage weiterer Unterlagen
bestehe.
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119 Der Beklagte hat im übrigen in seiner Gegenerwiderung eine Einrede der Unzuläs­
sigkeit gemäß Artikel 42 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes erhoben
und vorgebracht, die „allgemeinen Rügen" des Klägers in seiner Erwiderung, die
sich auf die Versetzung am 30. April 1982 und auf die angebliche Weigerung, ihm
freien Zugang zur Buchhaltung zu gewähren, bezögen, seien neue Klagegründe.
Auf jeden Fall seien sie aber unbegründet. Bezüglich der Versetzung des Klägers
sei daran zu erinnern, daß dieser sie selbst beantragt habe. Bezüglich der Behaup­
tung des Klägers, ihm sei der freie Zugang zur Buchhaltung verweigert worden,
weist der Beklagte darauf hin, daß das Schreiben, auf das sich der Kläger insoweit
beziehe, ein Schreiben der Anstellungsbehörde vom 7. Dezember 1984, nur be­
zweckt habe, den Kläger um Angabe der Gründe zu bitten, aus denen er be­
stimmte Unterlagen für eine Zeit verlange, in der er nicht im Dienst gewesen sei.
Übrigens habe der Kläger niemals einen solchen Antrag in so allgemeinen Wen­
dungen gestellt. Der Beistand des Klägers habe sich in einem Schreiben vom 16.
Juli 1987 darauf beschränkt, um Überlassung aller der Verteidigung dienlichen
Unterlagen zu bitten, wenn er dies beantrage. Das Parlament fügt hinzu, daß die
Anstellungsbehörde, wenn sie schon mangels eines entsprechenden Antrags nicht
gehalten sei, dem Betroffenen die vollständigen ihn betreffenden Disziplinarakten
zur Verfügung zustellen (Urteil des Gerichtshofes vom 11. Juli 1985 in den ver­
bundenen Rechtssachen 255/83 und 256/83, R./Kommission, Slg. 1985, 2473,
Randnr. 18), erst recht nicht verpflichtet sei, Unterlagen zu übermitteln, die nicht
Bestandteil der Akten seien. Schließlich müsse, wie sich aus dem Urteil des Ge­
richtshofes vom 11. Juli 1968 in der Rechtssache 35/67 (Van Eick, Slg. 1968, 490)
ergebe, ein Antrag auf Übermittlung von Unterlagen genau die notwendigen Un­
terlagen bezeichnen und glaubhaft machen, daß sie für den Gegenstand des
Rechtsstreits erheblich seien.

no Das Gericht erinnert daran, daß gemäß Artikel 2 des Anhangs der beschuldigte
Beamte „nach Erhalt des Berichts... berechtigt [ist], seine vollständige Personal­
akte einzusehen und von allen Verfahrensunterlagen Abschrift zu nehmen".

121 Im übrigen bestimmt Artikel 7 Absatz 1 des Anhangs, daß der Disziplinarrat auf­
grund „der ihm vorgelegten Unterlagen und unter Berücksichtigung der etwaigen
schriftlichen oder mündlichen Erklärungen des Beamten und der Zeugen sowie
aufgrund der Ergebnisse der gegebenenfalls angestellten Ermittlungen ... mit Stim­
menmehrheit eine mit Gründen versehene Stellungnahme ... ab[gibt]".
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122 Angesichts dieser Vorschriften können der beschuldigte Beamte und seine Bei­
stände von allen tatsächlichen Umständen, auf die sich die Disziplinarentscheidung
stützt, so rechtzeitig Kenntnis erhalten, daß sie dazu Stellung nehmen können
(Urteil des Gerichtshofes vom 29. Januar 1985 in der Rechtssache 228/83, F./
Kommission, a. a. O., Randnr. 23). Mangels eines Antrags des Betroffenen läßt
sich indessen dem Statut keine Verpflichtung der Anstellungsbehörde entnehmen,
die vollständige Akte des von einem Disziplinarverfahren betroffenen Beamten zu
übermitteln (Urteil des Gerichtshofes vom 11. Juli 1985 in der Rechtssache R./
Kommission a. a. O., Randnrn. 17 und 18).

123 Vorliegend behauptet der Beklagte — und die Wahrheit dieser Behauptung wird
durch die zu den Akten gereichten Unterlagen bestätigt —, daß sowohl die Anstel­
lungsbehörde als auch der Vorsitzende des Disziplinarrats dem Kläger und seinem
Verteidiger Zugang zu den vollständigen Akten und die Möglichkeit der Stellung
von Anträgen auf Vorlage von Unterlagen je nach dem Stand der Prüfung der
Akten durch den Disziplinarrat gewährt hätten (vgl. die mit Gründen versehene
Stellungnahme, Nrn. 16 und 17, Schreiben des Präsidenten des Parlaments vom
26. Juni 1987 an den Kläger und Schreiben des Generalsekretärs des Parlaments
vom 17. August 1987 an den Verteidiger des Klägers).

124 Der Kläger zieht die Durchführung dieses Grundsatzes offenbar nicht in Zweifel.
Er ist jedoch der Meinung, daß die Anstellungsbehörde nicht imstande gewesen
sei, ihm bestimmte Belege zu übermitteln, die er weder in der Klageschrift noch in
der Erwiderung näher bezeichnet und die anscheinend die Rechnungsführung be­
treffen. Zu diesem Punkt hält das Protokoll der Sitzung des Disziplinarrats vom
26. November 1987 fest, daß die Anstellungsbehörde bestimmte Unterlagen nicht
ermitteln konnte und daß sich der Verteidiger des Klägers vorbehalten hatte, bis
zum 23. November 1987 die Zweckmäßigkeit des Antrags auf Übermittlung der
nicht ermittelten Unterlagen erneut zu prüfen. In dem gleichen Protokoll wird
ebenfalls festgestellt, daß der Verteidiger des Klägers ausdrücklich erklärt hat, daß
er „keinen Wert auf weitere Unterlagen" lege, auch wenn er zugleich ergänzte,
daß er die Argumentation der Anstellungsbehörde, nach der es unmöglich gewesen
sei, diese Unterlagen zu ermitteln, nicht billige. Unter diesen Umständen ist das
Gericht der Auffassung, daß der Kläger die Begründetheit seiner Darstellung, daß
die Verwaltung es ohne irgendeine Begründung abgelehnt habe, ihm bestimmte
Unterlagen zu übermitteln, nicht nachgewiesen hat.

125 Der Kläger hat in seiner Erwiderung hinzugefügt, daß sich das Problem der Er­
mittlung der verlangten Unterlagen nicht gestellt hätte, wenn man ihm nicht vom
Tag seiner Versetzung, dem 30. April 1982, an den freien Zugang zur Buchhal-
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tung verwehrt hätte. Soweit dieses Argument als neuer Klagegrund anzusehen ist,
muß es gemäß Artikel 42 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichthofes für unzu­
lässig erklärt werden, wie der Beklagte zu Recht geltend gemacht hat. Sollte es
hingegen als Erweiterung eines vorher ausdrücklich oder stillschweigend in der
Klageschrift vorgebrachten Klagegrundes anzusehen sein, so genügt, ohne daß zu
prüfen wäre, ob die Verwaltung verpflichtet ist, den Beamten, die von einem Dis­
ziplinarverfahren betroffen sind, freien Zugang zu ihren Archiven zu gewähren,
die Feststellung, daß aus den zu den Akten gereichten Unterlagen hervorgeht, daß
vorliegend die Verwaltung dem Kläger zunächst sehr wohl Zugang zu ihren Ar­
chiven verschafft hat (vgl. Nr. 66 der ersten mit Gründen versehenen Stellung­
nahme des Disziplinarrats vom 10. Februar 1984).

126 Hieraus ergibt sich, daß die erste zur Stützung dieses Klagegrundes angeführte
Rüge als unbegründet zurückgewiesen werden muß.

— Nicht rechtzeitige Übermittlung des Protokolls vom 26. November 1987

127 Der Kläger macht geltend, daß das Protokoll der letzten Sitzung des Disziplinar­
rats vom 26. November 1987 ihm erst am 30. November 1987 übersandt worden
sei und er es erst am 2. Dezember 1987 zusammen mit der auf den 27. November
1987 datierten, mit Gründen versehenen Stellungnahme des Disziplinarrats erhal­
ten habe. Infolgedessen habe die Verteidigung keine Gelegenheit gehabt, etwaige
Erklärungen zu diesem Protokoll abzugeben; obwohl es nicht als ein rein internes
Schriftstück habe betrachtet werden können, weil es für sie wesentliche Elemente
enthalten habe. Im übrigen sei allein die Feststellung des Protokolls, daß der Bei­
stand des Klägers keinen Wert auf weitere Unterlagen lege, schon aufgrund ihrer
Natur möglicher Anlaß für Bemerkungen oder Richtigstellungen gewesen.

128 Der Beklagte räumt ein, daß eine Sitzung tatsächlich am 26. November 1987 statt­
gefunden habe, erklärt jedoch, daß auf diese zwei weitere geheime Sitzungen ge­
folgt seien, von denen die zweite am Freitag, dem 27. November 1987, den ganzen
Tag beansprucht habe. Bei diesen Gegebenheiten hätten die Protokolle nicht vor
Montag, dem 30. November 1987, abgesandt werden können, und der Kläger
habe auch bei Erhalt des fraglichen Protokolls insoweit keine Bemerkung gemacht.
Auf jeden Fall habe das Protokoll rein formalen Charakter und sei für die endgül­
tige Entscheidung des Disziplinarrats ohne Belang; seine verspätete Übermittlung
habe daher nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes den kontradiktorischen
Charakter des Verfahrens nicht· beeinträchtigen können (Urteil vom 29. Januar
1985 in der Rechtssache 228/83, F./Kommission, a. a. O.). Im übrigen stehe,
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selbst wenn der Kläger sich nunmehr auf eine angeblich verspätete Übermittlung
des Protokolls berufe, doch fest, daß er jedenfalls nicht abstreite, daß sein Beistand
in dieser Sitzung tatsächlich ausdrücklich zugestanden habe, daß er keine weitere
Übermittlung von Unterlagen wünsche.

129 Wie der Gerichthof entschieden hat (Urteil vom 29. Januar 1985 in der Rechtssa­
che 228/83, F./Kommission, a. a. O., Randnrn. 25 bis 28), haben die eigentlichen
Sitzungsprotokolle, die nur einen kurzen Überblick über die Beratungen des Diszi-
plinarrats geben, rein internen Charakter, und ihre verspätete Übermittlung beein­
trächtigt daher weder den kontradiktorischen Charakter des Verfahrens vor dem
Disziplinarrat noch die Rechte der Verteidigung des betroffenen Beamten.

no Da es sich vorliegend um ein eigentliches Sitzungsprotokoll ohne Beurkundungen
einer Zeugenvernehmung handelt, ist davon auszugehen, daß seine verspätete

- Übermittlung an den Kläger die Rechte der Verteidigung nicht beeinträchtigt hat.

131 Demzufolge ist die Rüge der Verspätung dieser Übermittlung zurückzuweisen.

— Fehlende Genehmigung des an die Abteilung „Kasse, Zahlungsverkehr und
Buchhaltung" des Parlaments gerichteten technischen Fragenkatalogs durch den
Kläger

132 Der Kläger trägt vor, der Sekretär des Disziplinarrats habe es unterlassen, seinem
Verteidiger die endgültige Fassung der an die Verwaltung gerichteten Fragen, wie
in der Sitzung vom 10. November 1987 vereinbart, vor ihrer Absendung zur Ge­
nehmigung vorzulegen.

133 Der Beklagte entgegnet, daß die endgültige Fassung der Fragen dem Beistand des
Klägers am Nachmittag des 10. November 1987 unterbreitet worden sei, wie dies
das am 11. November 1987 an ihn gerichtete Schreiben des Vorsitzenden des Dis­
ziplinarrats beweise. Diese Fragen seien übrigens auf Antrag der Verteidigung in
der Sitzung vom 10. November 1987 an die Verwaltung gerichtet worden. Die
Überschrift der verschiedenen Fragen gehe fast Wort für Wort auf die verschiede-
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nen Fragestellungen zurück, die in der vorläufigen Verteidigungsschrift vom 29.
Oktober 1987 enthalten seien. Im übrigen sei dieses Argument zu keiner Zeit wäh­
rend der späteren Arbeiten des Disziplinarrats vorgebracht worden.

134 Das Gericht stellt fest, daß die vorliegende Rüge auf einer unzutreffenden Darstel­
lung des Klägers beruht. Die Prüfung der zu den Akten gereichten Unterlagen,
insbesondere des Schreibens des Vorsitzenden des Disziplinarrats vom 11. Novem­
ber 1987, das vom Beklagten vorgelegt und dessen Inhalt vom Kläger nicht bestrit­
ten worden ist, sowie der Nummer 11 der mit Gründen versehenen Stellungnahme
des Disziplinarrats vom 27. November 1987, deren Inhalt der Kläger ebenfalls
nicht in Zweifel gezogen hat, ergibt nämlich eindeutig, daß der Verteidiger des
Klägers der Formulierung der technischen Fragen, die der Disziplinarrat auf Vor­
schlag der Verteidigung an die Abteilung „Kasse, Zahlungsverkehr und Buchhal­
tung" zu richten beschlossen hatte, vor der Übermittlung der Fragen zugestimmt
hat.

135 Hieraus folgt, daß auch diese Rüge zurückzuweisen ist.

— Die Note des Klägers vom 5. Juni 1981 an den Direktor für Finanzen und
Informatik

136 Der Kläger macht geltend, der Disziplinarrat habe in seiner mit Gründen versehe­
nen Stellungnahme als Hauptschriftstück „zur Abgrenzung der Zuständigkeiten"
bezüglich des Vorwurfs der „Kontoeröffnung bei der Midland Bank am 21. Juli
1980" eine Note betrachtet, die der Kläger am 5. Juni 1981 an den Direktor für
Finanzen und Informatik geschrieben habe. Dieses Schriftstück sei der „Beschuldi­
gungsschrift" nicht beigefügt, bei den Erörterungen vor dem Disziplinarrat nicht
erwähnt und dem Kläger nicht übermittelt worden.

137 Der Beklagte räumt ein, daß die Note vom 5. Juni 1981 der „Beschuldigungs­
schrift" nicht beigefügt worden sei, verweist aber darauf, daß diese Unterlassung
mit dem notwendigerweise knappen Charakter dieser Schrift in Zusammenhang
gestanden habe. Bei den Arbeiten des Disziplinarrats sei die Note indessen in Ge­
genwart des Klägers, der nicht bestritten habe, ihr Urheber zu sein, sogar mehr­
mals erwähnt worden. Dieses Schriftstück sei im übrigen Teil der Anhänge der mit
Gründen versehenen Stellungnahme des Disziplinarrats in dem gegen Herrn Of-
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fermann eingeleiteten Disziplinarverfahren gewesen, deren Aufnahme in die Akten
der Kläger ausdrücklich verlangt habe. Infolgedessen habe der Kläger jederzeit
Zugang zu ihr gehabt.

138 Ohne daß zu prüfen wäre, ob und in welchem Umfang dem Kläger die betref­
fende Note übermittelt wurde, ist diese Rüge als unbegründet zurückzuweisen.
Der Kläger kann sich nämlich nicht aus dem Grund auf eine Beeinträchtigung der
Rechte der Verteidigung berufen, weil eine Note, deren Urheber zu sein er ein­
räumt und deren Inhalt sowie deren Auslegung er nicht bestritten hat, nicht Be­
standteil der Disziplinarakte gewesen sei.

— Die Stornobuchung vom 25. August 1982 über einen Betrag von 4 136 125
BFR

139 Der Kläger macht geltend, bis zum Vorabend der Beendigung des letzten Diszipli­
narverfahrens sei die einzige Unterlage, die ihm in bezug auf die am 25. August
1982 erfolgte Stornobuchung über 4 136 125 BFR übermittelt worden sei, ein vom
Rechnungsführer nicht unterzeichnetes Schriftstück gewesen. Erst einige Tage vor
Abschluß dieses Disziplinarverfahrens sei als Anlage zu den Antworten auf die
vom Disziplinarrat an die Herren Young und De Poortere gerichteten Fragen ein
Schriftstück aufgetaucht, das diesmal vom Nachfolger des Herrn de Compte,
Herrn Brown, unterzeichnet gewesen sei. Der Kläger bemerkt hierzu, daß beide
Schriftstücke zahlreiche Unterschiede aufwiesen, abgesehen davon, daß das erste
im Gegensatz zum zweiten nicht vom Rechnungsführer unterzeichnet gewesen sei.
So seien zum einen verschiedene Fehler in und fehlende Übereinstimmungen zwi­
schen beiden Schriftstücken, zum anderen unterschiedliche Drucktypen in beiden
Formularen festzustellen, was den Schluß zulasse, daß diese Schriftstücke, obwohl
mit dem gleichen Datum versehen (25. August 1982), nicht gleichzeitig verfaßt
worden seien.

HO Der Kläger macht weiterhin geltend, daß die verspätete Übermittlung des Proto­
kolls der Sitzung des Disziplinarrats vom 26. November 1987 ihn daran gehindert
habe, Stellung zu der Erwähnung der am 19. November 1987 durchgeführten Prü­
fung des Originals der Stornobuchung vom 25. August 1982 im Protokoll zu be­
ziehen. Zu der vom Parlament geäußerten Annahme, daß es sich bei der in seinem
Besitz befindlichen Kopie um den nicht unterzeichneten Entwurf eines Konten­
blatts handele, äußert der Kläger, eine solche Annahme könne tatsächlich eine Er­
klärung für einige der festgestellten Unterschiede sein, dies könne aber nicht für
die unterschiedlichen Drucktypen in zwei Schriftstücken mit dem gleichen Datum
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gelten. Sein Interesse an dieser Frage belegt er durch den Hinweis darauf, daß die
Stornobuchung ein „Hauptschriftstück" sei, weil vom Zeitpunkt einer solchen Bu­
chung an „die Entscheidung gefallen ist, daß ein Verlust vorliegt".

HI Der Beklagte ist der Auffassung, daß die Übermittlung des Buchungsschriftstücks
einige Tage vor Abschluß des Disziplinarverfahrens nicht zur Nichtigkeit des Ver­
fahrens führen könne, selbst wenn diese angebliche Verspätung die Rechte der
Verteidigung beeinträchtigt haben sollte. Der Kläger habe eine andere Fassung
dieses Schriftstücks vor dem Disziplinarrat erwähnt, der zu diesem Zeitpunkt das
Originalschriftstück habe vorlegen müssen. Die im Besitz des Klägers befindliche
Kopie sei wahrscheinlich die eines nicht unterzeichneten Entwurfs gewesen, die er
seinerzeit auf nicht offiziellem Wege erhalten habe. Dieser Punkt sei bei der Ver­
nehmung der Herren Young und De Poortere eingehend untersucht worden.

142 Im übrigen habe am Donnerstag, dem 19. November 1987, in Gegenwart des Klä­
gers eine Überprüfung der Originale der betreffenden Schriftstücke stattgefunden,
und dies sei in der Sitzung des Disziplinarrats vom 26. November 1987 erwähnt
worden. Darüber hinaus frage sich der Beklagte, warum der Kläger der Stornobu­
chung vom 25. August 1982 so große Bedeutung beimesse, da er doch am 30.

• März 1982 selbst verlangt habe, daß ein Verlust in Höhe eines nahezu gleichen
Betrags in Ordnung gebracht werde. Ein solches Dokument, das nichts anderes
tue, als in der Rechnungsführung einen eingetretenen Verlust festzustellen und zu
verbuchen, sei übrigens ohne Belang, wenn es darum gehe, die Gründe für diesen
Verlust zu ermitteln. Es sei auch nicht zu erkennen, wieso die unterschiedlichen
Drucktypen in diesem Schriftstück und dem im Besitz des Klägers befindlichen
besagten, daß letzteres kein bloßer Entwurf sei, und das Interesse verdeutlichten,
das diese Fra^e für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits habe.

143 Aufgrund der von den Parteien gegebenen Erläuterungen ist das Gericht der Auf­
fassung, daß der Kläger nicht dargetan hat, wieso die Übermittlung des Origi­
nalschriftstücks mit der Stornobuchung vom 25. August 1982 kurz vor Abschluß
des Disziplinarverfahrens die Rechte der Verteidigung in so hinreichend schwer­
wiegender Weise verletzt haben sollte, daß die Ordnungsmäßigkeit dieses Verfah­
rens beeinträchtigt wäre. Darüber hinaus ist festzustellen, daß dieses Schriftstück
dem Kläger am 19. November 1987 zur Verfügung gestellt wurde und dieser also
die Möglichkeit hatte, etwaige Bemerkungen dazu in seiner endgültigen Verteidi­
gungsschrift vorzutragen, die er dem Disziplinarrat am 24. November 1987 vorge­
legt hat. Unter diesen Umständen ist das Gericht nicht in der Läge, irgendeine
Beeinträchtigung der Rechte der Verteidigung des Klägers festzustellen, die auf
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eine verspätete Übermittlung des Originals des betreffenden Schriftstücks zurück­
zuführen wäre.

144 Die Rüge der verspäteten Übermittlung des Schriftstücks mit der Stornobuchung
vom 25. August 1982 ist daher zurückzuweisen.

ns Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich insgesamt, daß der Klagegrund an­
geblicher Beeinträchtigungen der Rechte der Verteidigung in allen seinen Teilen
zurückzuweisen ist.

2um Klagegrund der Beeinträchtigung der Unabhängigkeit des Disziplinarrats und
der Freiheit der Verteidigung

HO Der Kläger, der insoweit die Entscheidung in das Ermessen des Gerichts stellt,
macht geltend, daß in Nr. 3 des Protokolls der Sitzung des Disziplinarrats vom 22.
und 23. Oktober 1987 eine Erklärung des damaligen Vizepräsidenten des Parla­
ments, Herrn Danken, erwähnt sei, der in einer Sitzung des Präsidiums in Straß­
burg schwerwiegende Zweifel nicht nur an der Unabhängigkeit dieses Rates und
insbesondere eines seiner Mitglieder, sondern auch an der Freiheit der Verteidi­
gung in casu, nämlich derjenigen für den Kläger, den Generaldirektor für Verwal­
tung, Herrn Feidt, als Beistand zu wählen, geäußert habe. Der Kläger ist der Mei­
nung, daß ein Vergleich zwischen den Empfehlungen der beiden im Abstand eini­
ger Jahre mit den gleichen Vorwürfen befaßten Disziplinarräte mittelbar den
Nachweis erbringe, daß die Erklärung von Herrn Dankert tatsächlich einen Ein­
fluß auf die Mitglieder des letzten Disziplinarrats ausgeübt habe. Er müsse daher
Zweifel anmelden, ob ein Parlamentarier, der in seiner Eigenschaft als Präsident
des Parlaments zur Zeit der streitigen Vorgänge an dieser Sache unmittelbar betei­
ligt gewesen sei, die Freiheit zu solchen Meinungsäußerungen habe.

147 Der Beklagte vertritt die Auffassung, es sei nichts dagegen einzuwenden, daß sich
ein Parlamentarier in Ausübung seiner Aufgaben frei äußere, auch wenn er wie im
vorliegenden Fall die Unabhängigkeit eines der Mitglieder des Disziplinarrats in
Frage gestellt und dem Kläger vorgeworfen habe, als Beistand den Generaldirektor
für Verwaltung des Parlaments gewählt zu haben. Das Parlament beruft sich inso-
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weit auf die Artikel 9 und 10 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen
der Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 (ABl. L 152, S. 13) und ver­
weist außerdem auf das Urteil des Gerichtshofes vom 10. Juli 1986 in der Rechts­
sache 149/85 (Wybot, Slg. 1986, 2391).

ns Das Gericht stellt fest, daß das Protokoll vom 22. Oktober 1987 vermerkt, daß der
Vorsitzende des Disziplinarrats eine Erklärung von Herrn Dankert vom 13. Okto­
ber 1987 in Straßburg zu dem gegen den Kläger eingeleiteten Disziplinarverfahren
sowie die diesem insoweit gegebenen Antworten des Generalsekretärs und des Prä­
sidenten des Parlaments erwähnt habe. Nach den Angaben im gleichen Protokoll
hat das in dieser Erklärung mittelbar angesprochene Mitglied des Disziplinarrats,
Herr Prete, seine völlige Unabhängigkeit bekräftigt. Nach einem Meinungsaus­
tausch zwischen den Mitgliedern des Disziplinarrats wurde beschlossen, diese Er­
klärung bei den Arbeiten des Disziplinarrats nicht zu berücksichtigen.

149 Unter diesen Umständen ist das Gericht der Auffassung, daß die vom Kläger vor­
gebrachten Tatsachen nicht beweiskräftig genug sind, um ihm die Feststellung ir­
gendeiner Beeinträchtigung der Unabhängigkeit des Disziplinarrats oder der
Rechte der Verteidigung zu erlauben. Die Ordnungsmäßigkeit des Disziplinarver­
fahrens kann daher durch, die Erklärung, die ein Parlamentarier in Ausübung sei­
ner Aufgaben zu diesem Verfahren abgegeben hat, nicht in Frage gestellt worden
sein.

iso Hieraus folgt, daß auch dieser Klagegrund zurückzuweisen ist.

B — Zw den Klagegründen betreffend die materielle Rechtmäßigkeit

Zum Klagegrund der Verletzung des Artikels 86 des Statuts und der Artikel 70 und 72
der Haushaltsordnung sowie der Mißachtung des Rechtsgrundsatzes, nach dem jeder
Verwaltungsakt mit einer Begründung versehen sein muß, die rechtlich zulässig und
frei von Widersprüchen sowie von rechtlichen und/oder tatsächlichen Fehlern ist

įsi Der Kläger macht geltend, die Disziplinarentscheidung sei bezüglich der ihm vor­
geworfenen Verfehlungen, nämlich der Eröffnung eines Anlagekontos bei der
Midland Bank, der Verletzung der Pflicht zu ordnungsgemäßer Verwaltung der
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Zahlungsermächtigungen und der Verletzung der Pflicht zur Tätigung von Ausga­
ben nur bei Vorlage ordnungsgemäßer Belege und zur Aufbewahrung dieser Be­
lege mit Widersprüchen sowie rechtlichen und tatsächlichen Fehlern behaftet.

— Eröffnung eines Anlagekontos bei der Midland Bank

152 Der Kläger stellt vorab klar, daß sich diese Rüge auf die Begründungserwägung
der Entscheidung beziehe, in der es heiße: „Die Entscheidung von Herrn de
Compte, die einvernehmlich zwischen Parlament und Midland Bank festgelegten
Bankbedingungen abzuändern, obwohl er hierzu nicht aufgefordert war und seine
Zuständigkeit überschritt, stellt... eine Verletzung der dem Rechnungsführer oblie­
genden Pflichten dar."

153 Hierzu bringt der Kläger vor, die Anstellungsbehörde habe die Pflichten des Zahl­
stellenverwalters (vorliegend Herr Offermann) und die des Rechnungsführers
(vorliegend der Kläger) verwechselt, denn es habe sich um ein Konto der Zahlstel­
lenverwaltung gehandelt, für das der Rechnungsführer als solcher nicht verant­
wortlich sei. In dieser Angelegenheit sei in erster Linie Herr Offermann verant­
wortlich. Der Kläger räumt zwar ein, daß der Rechnungsführer eine besondere
Rechtsstellung habe, weist aber darauf hin, daß dies auch für den Zahlstellenver­
walter gelte, wie Artikel 70 der Haushaltsordnung zeige. Er ist ferner der Mei­
nung, daß die Verantwortung des Rechnungsführers für die Zahlstellen nicht die­
jenige absorbieren könne, die den Zahlstellenverwalter treffe, weil letzterer die
Aufgabe gehabt habe, die Abgeordnetenkasse zu verwalten. Seine Verpflichtung als
Rechnungsführer, dem Zahlstellenverwalter bezüglich der Buchführung Weisungen
zu erteilen, schließe per se die Verwaltung der Abgeordnetenkasse durch ihn selbst
und damit auch seine Verantwortung aus.

ist Der Kläger verweist ferner darauf, daß die Änderung der zwischen Parlament und
Midland Bank bestehenden Bankbedingungen im Anschluß an die Eröffnung des
streitigen Anlagekontos auf eine Entscheidung nicht des Klägers, sondern des
Zahlstellenverwalters und seiner Mitarbeiterin, Fräulein Cesaratto, zurückgegan­
gen sei. Er bezieht sich zur Stützung dieser Behauptung auf die mit Gründen ver­
sehenen Stellungnahmen des Disziplinarrats in den gegen ihn und gegen Herrn
Offermann eingeleiteten Disziplinarverfahren.
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155 Der Kläger legt Wert auf die Feststellung, daß die streitige Änderung der Bankbe­
dingungen in dem gegen Herrn Offermann eingeleiteten Disziplinarverfahren die­
sem nicht zum Vorwurf gemacht worden sei. Zu den Gründen, die zu dessen Frei­
spruch geführt haben, verweist der Kläger auf die mit Gründen versehene Stel­
lungnahme des Disziplinarrats, in der stehe, daß Herr Offermann geglaubt habe,
die volle Zustimmung seines Vorgesetzten zu haben, daß der Vorgang nie verbor­
gen worden sei, daß angesichts der Bankpraktiken der Zweifel für Herrn Offer­
mann sprechen müsse und daß auf jeden Fall weder Vorsatz noch grobe Fahrläs­
sigkeit festzustellen seien. Unter diesen Umständen frage sich der Kläger, wieso
diese Gründe für den Urheber der beanstandeten Maßnahme, nicht aber für denje­
nigen gälten, der sie auf sich genommen habe. Hieraus müsse gefolgert werden,
daß die Anstellungsbehörde ihm zu Unrecht eine Verletzung der in der angefoch­
tenen Entscheidung genannten Rechtsvorschriften vorwerfe.

156 In seiner Erwiderung tritt der Kläger der Behauptung des Parlaments entgegen,
daß er die Existenz des streitigen Kontos seinen Vorgesetzten verschwiegen habe.
Diese Behauptung stehe im Widerspruch zu den Feststellungen, die in der mit
Gründen versehenen Stellungnahme des Disziplinarrats in dem Verfahren Offer­
mann getroffen worden seien, daß nämlich die Bankakte allen Vorgesetzten zur
Verfügung gestanden habe. Ferner gebe es einen Widerspruch zwischen den Fest­
stellungen in der mit Gründen versehenen Stellungnahme des zweiten Disziplinar­
rats in seinem Fall und den in der Stellungnahme des Disziplinarrats im Verfahren
Offermann getroffenen Feststellungen bezüglich einer Anweisung, die Herr Palu-
dan-Müller, damals Direktor für Finanzen und Anweisungsbefugter, im Februar
1982 wegen der Einziehung der Zinsen des streitigen Kontos erteilt habe, Herr
Paludan-Müller habe seit der Unterredung, die er mit ihm kurz nach seinem
Dienstantritt im Dezember 1980 gehabt habe, sehr wohl von der Existenz dieses
Kontos gewußt. Schließlich schreibe Artikel 17 der Durchführungsbestimmungen
nicht vor, daß ein Anlagekonto auf Sicht den Dienststellen des Parlaments mitzu­
teilen sei, da eine solche Verpflichtung lediglich für Einziehungen gelte.

157 Mit Rücksicht auf das Argument des Parlaments, er sei unter den Personen, die
von der Eröffnung des Kontos gewußt hätten, der ranghöchste Beamte gewesen,
untersucht der Kläger die Beziehungen „Rechnungsführer — Anweisungsbefugter
— Finanzkontrolleur" und beruft sich auf einen im November 1982 veröffentlich­
ten Artikel des damaligen Präsidenten des Rechnungshofs, wonach der Rech­
nungsführer der Gemeinschaften in Wirklichkeit nicht über eine echte Unabhän­
gigkeit verfüge. Eine Bestätigung,, der in dieser Frage bestehenden Mehrdeutigkeit
finde sich in dem Beschlußvorschlag, den der Berichterstatter Saby dem Ausschuß
für Haushaltskontrolle im Rahmen des Entlastungsverfahrens für das Haushalts-
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jähr 1981 (im folgenden: Bericht Saby) vorgelegt habe, soweit in diesem Vorschlag
die „untrennbare Mitverantwortung von Anweisungsbefugtem und Rechnungsfüh­
rer" festgestellt und die Schlußfolgerung gezogen werde, daß „die Haftung .des
Rechnungsführers erst nach der des Anweisungsbefugten und der des Finanzkon­
trolleurs tatsächlich ausgelöst werden" könne. Im gleichen Zusammenhang erin­
nert der Kläger daran, daß das Parlament in seinem Entlastungsbeschluß vom 10.
April 1984 für das Haushaltsjahr 1981 ausdrücklich betont habe, „daß in der
Haushaltsordnung und den Internen Vorschriften die jeweilige Unabhängigkeit
des Anweisungsbefugten, des Finanzkontolleurs und des Rechnungsführers präzi­
siert werden muß".

iss Im übrigen weist der Kläger darauf hin, daß der Beklagte die einschlägigen Vor­
schriften — die Artikel 53 und 54 — der Durchführungsbestimmungen, die die
Pflichten des Finanzkontrolleurs und damit seine Verantwortung parallel zu denen
der Rechnungsführer gegenüber den Zahlstellenverwaltern regelten, mit Still­
schweigen übergangen habe. Gleiches gelte für die Feststellung im Sonderbericht
des Rechnungshofs vom 6. Juli 1982 („Der Finanzkontrolleur hätte sich der Ein­
führung dieses Verfahrens [durch die Abgeordnetenkasse] widersetzen müssen.")
sowie für die Stellungnahme des Parlaments zu dieser Feststellung („Die zustän­
dige Stelle bedauert, daß der Finanzkontrolleur sie nicht auf diese Angelegenheit
hingewiesen hat."). Mithin stelle sich der Kläger die Frage, weshalb die zur Last
gelegten Tatsachen zwar die Beziehungen „Anweisungsbefugter — Finanzkon­
trolleur — Rechnungsführer", nicht aber die Beziehungen „Rechnungsführer —
Zahlstellenverwalter" hätten durchbrechen können.

159 Der Beklagte räumt gern ein, daß der Zahlstellenverwalter die ursprüngliche Ver­
antwortung für die Transaktionen trage, möchte aber betonen, daß sehr wohl der
Kläger für die Anweisung an die Midland Bank, 400 000 UKL zu 16 % auf Sicht
anzulegen, in erster Linie die Verantwortung trage. Selbst wenn die damit zusam­
menhängenden Verfügungen zum Teil von den Mitarbeitern des Klägers getroffen
worden seien, sei dieser von Anfang an über die laufenden Vorgänge vollständig
im Bilde gewesen, was für seine Haftung ausreiche. Im übrigen habe der Kläger,
der unter den Personen, die die Eröffnung des Kontos gekannt hätten, der rang­
höchste Beamte gewesen sei, nie erklären können, warum dieses Konto eröffnet
worden sei und warum dieser Betrag über eine so lange Zeit im Vereinigten Kö­
nigreich festgelegen habe. Auch habe er keine Erklärung dafür geliefert, warum
dieses Konto nie in der Buchführung des Parlaments aufgetaucht sei und warum
die Zinsen dieses Kontos zu keinem Zeitpunkt in der Buchführung wiedergegeben
worden seien. Darüber hinaus sei die Existenz dieses Kontos von den Dienststellen
des Parlaments nur zufällig entdeckt und ihnen zumindest zweimal verschwiegen
worden.
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160 Der Beklagte ist der Auffassung, daß der Kläger für die Transaktionen bezüglich
der Konten der Zahlstellen insoweit verantwortlich gewesen sei, als er als Leiter
der Abteilung „Kasse, Zahlungsverkehr und Buchhaltung" zeichnungsbefugt für
diese Konten und mit der Kontrolle der Tätigkeit des Zahlstellenverwalters, Herrn
Offermann, betraut gewesen sei, der den Dienstposten eines unterstellten Rech­
nungsführers bekleidet habe.

lói Das Parlament ist ferner der Auffassung, daß die Verantwortung des Klägers nicht
nur in tatsächlicher, sondern auch in rechtlicher Hinsicht feststehe, und verweist
insoweit auf mehrere Artikel der Haushaltsordnung. Im einzelnen macht es gel­
tend, daß gemäß Artikel 63 die Rechnungsführung „sämtliche Einnahmen und
Ausgaben des Haushaltsjahres erfassen" müsse. Der Kläger sei daher gehalten ge­
wesen, das neue Konto und die Zinsen in der allgemeinen Rechnungsführung un­
abhängig von der Rechnungsführung der Zahlstelle zu berücksichtigen. Der Rech­
nungsführer habe darüber hinaus bezüglich der Konten der Zahlstelle rechtlich
eine besondere Verantwortung, weil er nach den Durchführungsbestimmungen
dem Zahlstellenverwalter Weisungen für die Buchführung zu erteilen (Artikel 51)
und dessen Buchführung zu überprüfen habe (Artikel 53) und weil der Zahlstellen­
verwalter dem Rechnungsführer gegenüber für die Ausführung der Zahlungen ver­
antwortlich sei (Artikel 50). Die Mitwirkung des Rechnungsführers sei gemäß Arti­
kel 49 Buchstabe f ebenfalls erforderlich, wenn bei der Entscheidung über die Er­
richtung einer Zahlstelle die Frist festzulegen sei, innerhalb deren die Transaktio­
nen der Zahlstelle abgerechnet werden müßten. Der Beklagte kommt damit zu
dem Ergebnis, daß die angefochtene Entscheidung zu Recht die Verantwortung
des Klägers im Hinblick auf Artikel 70 Absatz 1 der Haushaltsordnung festgestellt
habe.

162 Was den Umstand betreffe, daß gegen Herrn Offermann keine Disziplinarstrafe
verhängt worden sei, so möchte das Parlament auf dessen untergeordnete Stellung
hinweisen. Es erinnert daran, daß vorliegend eine Verantwortung von Herrn Of­
fermann nicht festgestellt worden sei, weil er, wie der mit seinem Fall befaßte Dis-
ziplinarrat festgestellt habe, geglaubt habe, „die volle Zustimmung seines Vorge­
setzten (des Klägers)" zu haben.

163 Bezüglich der Verantwortung des Anweisungsbefugten und des Finanzkontrolleurs
entgegnet der Beklagte, die Argumentation des Klägers sei insoweit gänzlich uner­
heblich, weil dieser nicht behaupte, diese beiden seien zu irgendeinem Zeitpunkt
an der Eröffnung des Kontos bei der Midland Bank beteiligt gewesen. Um den
Umfang der jeweiligen Verantwortungsbereiche zu bestimmen, müsse in erster Li­
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nie auf die Rechtsstellung des Rechnungsführers, wie sie in Artikel 209 EWG-Ver­
trag mit ausdrücklicher Nennung dieser Funktion geregelt sei, und auf die Artikel
17, 49 und 70 der Haushaltsordnung sowie auf Titel IX der Durchführungsbestim­
mungen hingewiesen werden. Aus diesem rechtlichen Rahmen sei zum einen abzu­
leiten, daß die Rechtsstellung des Rechnungsführers in besonderer Weise einge­
richtet sei, und zum anderen, daß seine Position und Verantwortung autonom und
unabhängig von jeder Zugehörigkeit zu einer Hierarchie seien. In zweiter Linie
bezieht sich das Parlament zur Abgrenzung der jeweiligen Verantwortungsbereiche
von Anweisungsbefugtem und Finanzkontrolleur auf Artikel 209 EWG-Vertrag so­
wie die Artikel 17, 19, 20, 68, 69 und 70 Absatz 1 der Haushaltsordnung. Das
Parlament ist angesichts dieser Vorschriften der Meinung, daß eine Verantwortung
dieser Beamten vorliegend rechtlich nicht begründet werden könne, da sich die
dem Kläger vorgeworfenen Verfehlungen auf die Überweisung von Mitteln bezö­
gen, das heißt auf Buchungsvorgänge, die keine vorherige Genehmigung eines An­
weisungsbefugten oder des Finanzkontrolleurs erforderlich machten.

164 Was die Überlegungen des ehemaligen Präsidenten des Rechnungshofs über die
„Abwertung des Rechnungsführers" in der täglichen Praxis angehe, wie sie in sei­
nem Artikel vom November 1982 zum Ausdruck kämen, so änderten sie nichts an
der Rechtslage. Im übrigen seien die Absätze des Beschlußvorschlags des Bericht­
erstatters Saby, auf die sich der Kläger bezogen habe, vom Ausschuß für Haus­
haltskontrolle mit erdrückender Mehrheit abgelehnt worden.

165 Der Beklagte nimmt sodann eine Klarstellung der Verpflichtungen des Finanzkon­
trolleurs und insbesondere des Umstands vor, daß gemäß Artikel 53 der Durchfüh­
rungsbestimmungen der Rechnungsführer das Vorhandensein der Mittel des Zahl­
stellenverwalters „unbeschadet der Kontrolle durch den Finanzkontrolleur" zu
überprüfen habe. Dieser Artikel behandele nach seinem Dafürhalten lediglich die
allgemeine Kontrollbefugnis des Finanzkontrolleurs, wie sie in Artikel 11 der
Durchführungsbestimmungen geregelt sei, ohne daß man aus ihm ableiten könne,
daß er insoweit für jede Veruntreuung bei dem Organ haftbar gemacht werden
könne.

66 Das Gericht stellt fest, daß der Kläger das Vorliegen der Tatsachen hinsichtlich
der Eröffnung des Anlagekontos auf Sicht Nr. 1777912 bei der Midland Bank, wie
sie im Teil „Überblick über die Verwaltung der Bankkonten bei der Midland Bank
London" dieses Urteils dargestellt sind, nicht bestreitet. Wie dort ausgeführt wird,
ist das betreffende Bankkonto aufgrund eines vom Zahlstellenverwalter, Herrn Of­
fermann, und einer Beamtin der Abteilung „Kasse, Zahlungsverkehr und Buchhal­
tung", Fräulein Cesaratto, unterzeichneten Schreibens eröffnet worden. Der Klä-
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ger beanstandet dagegen die rechtliche Würdigung dieser Tatsachen durch die An­
stellungsbehörde und beruft sich darauf, daß nach den anzuwendenden Vorschrif­
ten der Haushaltsordnung und der Durchführungsbestimmungen die Verantwor­
tung für die Führung der Konten der Zahlstelle bei Herrn Offermann gelegen
habe. Die Disziplinarentscheidung sei daher rechtsfehlerhaft, weil sie außer acht
lasse, daß Herr Offermann als Zahlstellenverwalter ausschließlich für Eröffnung
und Verwaltung des streitigen Kontos verantwortlich gewesen sei.

167 Es ist darauf hinzuweisen, daß die jeweiligen Zuständigkeiten und Aufgaben des
Rechnungsführers und des Zahlstellenverwalters bezüglich der Verwaltung einer
Zahlstelle insbesondere in den Artikeln 17 Absatz 3, 20, 49, 63 und 70 der Haus­
haltsordnung sowie in den Artikeln 46 bis 54 der zur Zeit der streitigen Ereignisse
geltenden Durchführungsbestimmungen geregelt sind. Nach diesen Vorschriften ist
die Errichtung und folglich auch die Änderung einer Zahlstelle Gegenstand einer
Entscheidung der Haushaltsbehörden. Der Zahlstellenverwalter führt über die Mit­
tel der Zahlstelle und die geleisteten Ausgaben Buch nach Weisungen des Rech­
nungsführers, dem gegenüber er für die Ausführung der Zahlungen verantwortlich
ist. Die Rolle des Rechnungsführers, die Einziehungen und Zahlungen des Parla­
ments sicherzustellen, beschränkt sich, soweit es um die Verwaltung der Zahlstelle
geht, nicht auf die Erteilung von Weisungen. Der Rechnungsführer hat durch un­
vorhergesehene Kontrollen, im allgemeinen an-Ort und Stelle, das Vorhandensein
der den Zahlstellenverwaltern anvertrauten Mittel und die Buchführung zu über­
prüfen.

ies Aus dieser Verteilung der Aufgaben auf Rechnungsführer und Zahlstellenverwalter
folgt, daß der letztgenannte in erster Linie die Verantwortung für die Verwaltung

v der Zahlstelle trägt und von seiner Verantwortung nur für den Fall entbunden sein
kann, daß er gegenteilige Weisungen des Rechnungsführers erhalten hat. Demge­
genüber ist der Rechnungsführer mitverantwortlich, wenn er in Kenntnis etwaiger
Unregelmäßigkeiten nicht die geeigneten Maßnahmen ergreift oder es unterläßt,
gewöhnliche wie auch außergewöhnliche Kontrollen der Buchführung der Zahl­
stelle vorzunehmen.

169 Vorliegend ergibt sich aus den zu den Akten gereichten Unterlagen, daß der Klä­
ger durch Herrn Offermann von Anfang an über die Eröffnung des streitigen
Kontos informiert worden ist. Dies wird vom Kläger nicht bestritten. Die Verant­
wortung für diese Entscheidung trifft mithin zwar in einem ersten Stadium den
Zahlstellenverwalter, doch ist der Kläger als mitverantwortlich für alle Unregelmä-
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ßigkeiten in bezug auf die Eröffnung dieses Kontos anzusehen, also für die feh­
lende Genehmigung seitens der Haushaltsbehörden im Hinblick auf die Abände­
rung der Bankbedingungen zwischen Parlament und Midland Bank, für die unter­
lassene Mitteilung von dieser Eröffnung an die zuständigen Stellen des Parlaments
und für die Nichtverbuchung der damit zusammenhängenden Vorgänge sowie der
entsprechenden Zinsen in den Büchern des Parlaments.

170 Die Tatsache, daß gegen den Zahlstellenverwalter am Ende des gegen ihn eingelei­
teten Disziplinarverfahrens keine Disziplinarstrafe verhängt worden ist, kann kei­
nerlei Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit der gegen den Kläger verhängten
Disziplinarmaßnahme haben, da jedes Disziplinarverfahren selbständig ist. Unter
diesem Blickwinkel läßt sich eine Übereinstimmung der tatsächlichen Feststellun­
gen in den Stellungnahmen erkennen, die der Disziplinarrat in den beiden Verfah­
ren abgegeben hat. Ein Unterschied besteht lediglich in der Würdigung der festge­
stellten Tatsachen. Im Rahmen des gegen Herrn Offermann eingeleiteten Verfah­
rens haben die Disziplinarbehörden die Auffassung vertreten, daß die Verantwor­
tung für sein Verhalten seinen Vorgesetzten, d. h. den Kläger, treffe, während im
Rahmen des gegen diesen eingeleiteten Verfahrens der Disziplinarrat sowohl die
Verantwortung des Klägers als auch die von Herrn Offermann festgestellt hat (Nr.
222 der mit Gründen versehenen Stellungnahme). Jedenfalls könnte sich der Klä­
ger, selbst wenn anzunehmen wäre, daß die gegenüber dem Zahlstellenverwalter
getroffene Entscheidung der Anstellungsbehörde rechtswidrig war, nicht auf eine
zugunsten eines anderen begangene Rechtswidrigkeit berufen (vgl. Urteil des Ge­
richtshofes vom 4. Juli 1985 in der Rechtssache 134/84, Williams/Rechnungshof,
Slg. 1985, 2229).

171 Was die Frage des angeblichen Verschweigens des neuen Kontos seitens des Klä­
gers gegenüber seinen Vorgesetzten sowie die Frage der etwaigen Verantwortung
des Finanzkontrolleurs angeht, so kann die Auseinandersetzung zwischen den Par­
teien in der Erwiderung und der Gegenerwiderung nicht als entscheidungserheb­
lich betrachtet werden. Wie nämlich die Antworten auf diese Fragen auch immer
lauten mögen, sie könnten auf keinen Fall dazu führen, den Kläger von seiner
Verantwortung zu entbinden, die wesentlich darauf beruht, daß er als Rechnungs­
führer des Organs nicht rechtzeitig eine Verbuchung der betreffenden Vorgänge
vorgenommen hat.

172 Weiterhin ist festzustellen, daß sich aus den zu den Akten gereichten Unterlagen
in keiner Weise ergibt, daß der Anweisungsbefugte oder der Finanzkontrolleur
Kenntnis von der Eröffnung des streitigen Bankkontos gehabt hätte. Im Gegenteil
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lassen, worauf der Disziplinarrat in seiner mit Gründen versehenen Stellungnahme
vom 27. November 1987 (Nrn. 146 bis 154) hingewiesen hat, zwei Dokumente in
den Akten die Annahme zu, daß diesen beiden Vorgesetzten des Klägers das Anla­
gekonto bei der Midland Bank unbekannt war. Es handelt sich um eine Note des
Klägers vom 5. Juni 1981 an Herrn Paludan-Müller, seinerzeit Direktor für Finan­
zen und Anweisungsbefugter, und um eine Note von Herrn Etien, seinerzeit Fi­
nanzkontrolleur, vom 22. Januar 1982 an den Kläger. In der ersten Note weist der
Kläger seinen Direktor darauf hin, daß das Parlament lediglich Kontokorrentkon­
ten habe, und legt zugleich in der Anlage eine Liste der Bankkonten des Parla­
ments vor. Bei der Midland Bank ist das Kontokorrentkonto Nr. 618094 mit einem
durchschnittlichen Saldo von 100 000 UKL angeführt, an keiner Stelle aber das
Anlagekonto Nr. 1777912 erwähnt, auf dem damals ein Betrag von 400 000 UKL
stand. In der zweiten Note bringt der Finanzkontrolleur sein Erstaunen darüber
zum Ausdruck, daß das Konto der Zahlstelle der Abgeordneten bei der Midland
Bank Kosten verursache, ohne Zinsen zu tragen. Auf dieser Note findet sich ein
handschriftlicher Vermerk von Herrn Paludan-Müller, in dem er den Kläger auf­
fordert, mit der Midland Bank die Möglichkeit zu erörtern, dem Parlament Ko­
sten zu ersparen und gegebenenfalls Zinsen zukommen zu lassen.

173 Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß der erste Teil dieses Klagegrundes zurück­
zuweisen ist.

— Vorwurf der Verletzung der Pflicht zu ordnungsgemäßer Verwaltung der Zah­
lungsermächtigungen

174 Vor der Darlegung seiner Argumente zum Vorwurf der Einziehung zweier auf die
Midland Bank gezogener Schecks führt der Kläger die darauf bezügliche Passage
der angefochtenen Entscheidung an, die lautet: „... mit der Einziehung dieser bei­
den Schecks ohne präzisen, triftigen Grund, ... mit der Unterlassung der Eintra­
gung der Einzahlung bei der Kasse in Luxemburg in den ,Kontenblättern —: Kas­
senauszügen', ... mit der Unterlassung der sofortigen Verbuchung der Einziehung
dieser Schecks... hat Herr de Compte gegen seine Pflichten zur ordnungsgemäßen
Verwaltung der Zahlungsermächtigungen verstoßen ..."

175 Der Kläger versteht diesen Vorwurf dahin, daß ihm lediglich angelastet wird, nicht
sofort die erforderlichen Buchungen bezüglich der Einziehung der beiden Schecks
vorgenommen zu haben. In seiner Klageschrift weist er diesen Vorwurf, den er als
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„Nicht-Sofortbuchung" einstuft, unter Hinweis auf den erwähnten Bericht Saby
zurück, der die Unzulänglichkeit der Personal- und Sachmittel im Zeitraum 1978
bis 1982, die Zusatzarbeit infolge der Ablehnung des Haushalts 1980 und die die
Arbeitslast der Rechnungsführung erhöhenden Auswirkungen der im Juni 1979
durchgeführten allgemeinen Wahlen zum Europäischen Parlament festhalte, die zu
einer Verdoppelung der Zahl der Abgeordneten sowie zu einem erheblichen An­
stieg der Zahl der Beamten geführt habe. Der Kläger macht ferner geltend, der
Disziplinarrat habe in seiner mit Gründen versehenen Stellungnahme als mildernde
Umstände „die schlechte allgemeine Organisation der Finanzdienststellen des Par­
laments zur damaligen Zeit und die Unzulänglichkeit der Sach- und Personalmit­
tel" anerkannt, und hält es daher für widersprüchlich, eine solche Feststellung zu
treffen und ihm zugleich eine Verspätung bei der Verbuchung der beiden Schecks
anzulasten.

176 In seiner Erwiderung weist der Kläger darauf hin, daß er beschuldigt werde, seiner
Pflicht zur Verwaltung zu einem Zeitpunkt nicht nachgekommen zu sein, zu dem
ihm bezüglich der Abgeordnetenkasse eine solche Pflicht nicht oblegen habe, wie
sich aus Artikel 51 der Durchführungsbestimmungen ergebe. Die fragliche Bu­
chung hätte dagegen vom Zahlstellenverwalter ausgeführt werden müssen, weil es
sich um Schecks gehandelt habe, die auf ein Konto der Zahlstelle für die Abgeord­
neten gezogen gewesen seien und deren Gegenwert in die „Kasse BFR" der Zahl­
steile in Luxemburg eingezahlt worden sei. Dieser müsse daher für diese Verfeh­
lung zur Verantwortung gezogen werden. Im übrigen sei es ohne Bedeutung, daß
der Kläger tatsächlich bezüglich der Ausstellung und der Einziehung dieser
Schecks Weisungen erteilt habe.

177 Der Beklagte macht geltend, das Fehlen von Buchungen sei in keiner Weise auf
unzureichende Personal- und Sachmittel zurückzuführen, sondern auf die schwere
Verfehlung des Klägers. Zur Stützung seiner Auffassung erinnert er zunächst an
den unbestrittenen Ablauf der Geschehnisse. Am 4. September und 11. November
1981 habe die Bank Sogenal in Luxemburg dem Kläger auf dessen Anweisung hin
in drei Währungen (BFR, DM, FF) einen Gesamtbetrag von 4 136 125 BFR als
Gegenleistung für zwei auf die Midland Bank gezogene Schecks in bar ausgezahlt.
Der Kläger habe zunächst versucht, diese Schecks auf das von ihm bei der Mid­
land Bank eröffnete Anlagekonto zu ziehen, doch habe die Bank ihre Einlösung
verweigert, weil dieses Konto nicht zur Ausstellung von Schecks berechtige. Die
beiden Schecks seien daher dem ursprünglichen Kontokorrentkonto belastet wor­
den. Das Parlament bestreitet die Behauptung des Klägers, daß der bare Gegen­
wert dieser Schecks sofort, noch am Tag ihrer Einziehung in den Tresor in Lu­
xemburg gelangt sei. Wenn dies der Fall gewesen wäre, erklärt das Parlament,
hätte er sich gemäß Artikel 25 der Haushaltsordnung eine Quittung ausstellen las­
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sen müssen. Darüber hinaus hätte eine Reihe von Buchungen sofort vorgenommen
werden müssen, doch sei keiner dieser Vorgänge erfolgt.

178 Nach Meinung des Beklagten hat der Kläger persönlich die beiden Schecks bei der
Bank Sogenal eingezogen und das Geld persönlich in die Kasse gelegt, ohne daß
entsprechende Buchungen in den Kassenauszügen oder den Kontenblättern Kasse
oder Bank vorgenommen worden wären. Erst mehr als sechs Monate nach der
ersten Einziehung, das heißt am 28. Februar 1982 (einem Sonntag), seien in der
Rechnungsführung zwei Buchungen in Höhe eines die beiden Scheckbeträge um­
fassenden Gesamtbetrags in belgischen Franken erfolgt, ohne daß diese Mittel je­
mals in dem Kassenbuch verbucht worden seien, das die Kassenbestände im Tresor
begleite. Ob die Buchung am 28. Februar 1982 oder, wie der Rechnungshof meine,
zu einem Zeitpunkt nach dem 18. März 1982 erfolgt sei, ändere an der Bedeutung
der Verspätung nichts. Das Parlament weist ferner darauf hin, daß eine Bareinlage
von 4 136 125 BFR in seine Kassen in Luxemburg ohne irgendeine Verbuchung
spätestens am Ende des Jahres beim Vergleich zwischen dem Kassenbuch und der
Zählung der Barmittel zu einem Ungleichgewicht hätte führen müssen. Dieses Un­
gleichgewicht sei aber erst nach Verbuchung der beiden Schecks eingetreten und
das Gegenteil von dem gewesen, das hätte festgestellt werden müssen, wenn der
Gegenwert der beiden Schecks sofort ohne Verbuchung in die Kasse eingelegt
worden wäre. Der Beklagte macht schließlich geltend, daß aufgrund der anwend­
baren Buchungsverfahren neben der Buchung der Zahlstelle die der allgemeinen
Rechnungsführung hätte erfolgen müssen. Auch die Zinsen auf das Guthaben des
Kontos bei der Midland Bank hätten in der allgemeinen Rechnungsführung ver­
bucht werden müssen, selbst wenn es sich um die Zahlstelle gehandelt habe; nichts
dergleichen sei aber geschehen, was eine Verletzung des Artikels 63 der Haus­
haltsordnung darstelle. Der Kläger habe damit ein äußerst schweres Vergehen be­
gangen.

179 Was das zu seiner Entlastung vorgebrachte Argument des Klägers im Zusammen­
hang mit der schlechten allgemeinen Organisation der Finanzdienststellen des Par­
laments und die darauf bezüglichen Hinweise im Bericht Saby betrifft, so weist der
Beklagte zunächst darauf hin, daß dieser Bericht nie vom Parlament verabschiedet
worden sei. Im übrigen könne die schlechte allgemeine Organisation der Dienst­
stellen höchstens einen mildernden Umstand, aber nicht einen Rechtfertigungs­
grund für den Kläger darstellen.

iso Nach Auffassung des Gerichts ist die Entwicklung der Argumentation des Klägers
auf zwei wesentliche Punkte ausgerichtet: erstens darauf, daß die Verspätung von
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sechs Monaten bei der Verbuchung der Einziehung der beiden Schecks auf die
schlechte Organisation der Finanzdienststeilen des Parlaments zurückzuführen sei,
und zweitens darauf, daß die Verantwortung für die betreffende Verbuchung beim
Zahlstellenverwalter gelegen habe, weil es sich um Schecks gehandelt habe, die auf
das Bankkonto einer Zahlstelle gezogen worden seien.

isi Zum ersten Punkt ist vorab festzustellen, daß der Kläger zu Unrecht den Umfang
des gegen ihn erhobenen Vorwurfs auf die „Nicht-Sofortbuchung" der beiden
Schecks beschränkt. In der Disziplinarentscheidung wird ihm nämlich auch angela­
stet, diese beiden Schecks ohne präzisen, triftigen Grund eingezogen und eine
Verbuchung der Abhebung in den „Kontenblättern — Kassenauszügen" der Kasse
des Parlaments in Luxemburg in den drei "Währungen, in denen sie erfolgt war,
unterlassen zu haben.

182 Bezüglich der Begründetheit der Argumentation des Klägers ist darauf hinzuwei­
sen, daß die Tatsache, daß in der Disziplinarentscheidung die schlechte Organisa­
tion der Finanzdienststellen des Parlaments zur maßgebenden Zeit sowie die sei­
nerzeit bestehende Unzulänglichkeit der Personal- und Sachmittel als mildernde
Umstände berücksichtigt werden, nicht als ein Widerspruch zur Bekräftigung der
Pflicht des Klägers, die Zahlungsermächtigungen ordnungsgemäß zu verwalten,
betrachtet werden kann. Die vom Kläger dargelegten und von den Disziplinarstel-
len berücksichtigten Umstände können ebenfalls, soweit es diesen Vorwurf gegen
den Kläger betrifft, insoweit keinen Rechtfertigungsgrund darstellen, als die Ver­
spätung bei der Verbuchung der beiden Schecks von einer Reihe weiterer Verfeh­
lungen bei deren Einziehung begleitet war. Das Gericht ist ferner der Auffassung,
daß die höhere Stellung, die der Kläger innerhalb der Finanzdienststellen beklei­
dete, es ihm nicht erlaubt, sich auf die materiellen Schwierigkeiten, die dort zu
einer bestimmten Zeit möglicherweise geherrscht haben, zu berufen, um sich von
jeder Verantwortung zu befreien.

183 Was den zweiten Punkt, das heißt die angebliche ausschließliche Verantwortung
des Zahlstellenverwalters, betrifft, auf die sich der Kläger in seiner Erwiderung
berufen hat, so braucht nur auf die vorstehend zu dem vorhergehenden Vorwurf
dargelegten Erwägungen verwiesen zu werden. Dem ist noch hinzuzufügen, daß
der Kläger viel stärker an den Verfehlungen im Zusammenhang mit der Einzie­
hung der beiden Schecks als an denen im Zusammenhang mit der Eröffnung des
Kontos beteiligt war.

II - 839



URTEIL VOM 17. 10. 1991 - RECHTSSACHE T-26/89

,84 Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß auch der zweite Teil dieses Klagegrundes
zurückgewiesen werden muß.

— Vorwurf der Verletzung der Pflicht zur Tätigung von Ausgaben nur bei Vor­
lage ordnungsgemäßer Belege und zur Aufbewahrung dieser Belege

iss Der Kläger meint unter Bezugnahme auf die Argumente, die er während des Dis­
ziplinarverfahrens in seiner vorläufigen Schrift vom 29. Oktober 1987 und der
technischen Anlage dazu dargelegt hat, nachgewiesen zu haben, daß der fragliche
Vorwurf auf einer Vermengung seitens der Anstellungsbehörde zwischen dem Ge­
genwert der beiden Schecks in belgischen Franken, für die Belege durchaus vorlä­
gen, und einer im August 1982 festgestellten Differenz zwischen der Kasse der
Zahlstelle und der Hilfsbuchhaltung beruhe. Diese Differenz sei aus einer Reihe
von kohärenten technischen Gründen, die nicht notwendigerweise mit dem Fehlen
von Belegen zusammenhingen, erklärbar. Auch habe er in der genannten vorläufi­
gen Schrift in rechtlicher Hinsicht nachgewiesen, daß die Pflicht, Ausgaben nur bei
Vorlage ordnungsgemäßer Belege zu tätigen und diese Belege aufzubewahren, bei
einer Zahlstelle in den Verantwortungsbereich des Zahlstellenverwalters und nicht
in den des Rechnungsführers falle. Er fügt insoweit hinzu, man werfe ihm die
Verletzung bestimmter Pflichten vor, für die der Zahlstellenverwalter nicht dem
Rechnungsführer, sondern dem Anweisungsbefugten Rechenschaft abzulegen
habe.

ise Hilfsweise bringt der Kläger vor, die vorliegende Angelegenheit sei ursprünglich
auf ein irriges Postulat zurückgegangen und die folgenden Abläufe hätten in dem
Versuch bestanden, die Tatsachen mit diesem Postulat in Einklang zu bringen. Das
Gutachten des Rechnungshofs vom 7. November 1985 in der vorliegenden Angele­
genheit erläutere die Bedeutung dieses Postulats und liefere den Beweis dafür, so­
weit dort zu lesen sei: „Die Einziehung dieser Beträge (der beiden Schecks) durch
den Kassenführer ohne entsprechende Buchung hätte zu einem Kassenüberschuß
in gleicher Höhe führen müssen. Die Kassenprüfung, die der Rechnungshot im
März 1982 vorgenommen hat, hat indessen keine wesentliche Differenz erkennen
lassen, was die Annahme zuläßt, daß vor Einziehung der Schecks bereits ein Defi­
zit von etwa 4,1 Millionen BFR bestand ..." Nach Meinung des Klägers ist dieses
Postulat irrig, weil der Schluß (angebliches Defizit von 4 Millionen BFR) nicht zu
den Prämissen (nicht verbuchte Einziehung der beiden Schecks im Gesamtbetrag
von 4 Millionen BFR und Kasse „Ausgeglichen" am 31. Dezember 1981) passe.
Diese Beurteilung setze voraus, daß die Verspätung bei den Verbuchungsvorgan-
gen nur die Verbuchung der beiden Schecks betreffe. Der Kläger sehe aber nicht,
weshalb grundsätzlich die verspätete Verbuchung nicht global habe sein können.
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Er fügt in tatsächlicher Hinsicht hinzu, daß unabhängig vom allgemeinen Zusam­
menhang es einen Abstand zwischen den Zahlungen und ihrer Verbuchung gege­
ben habe und notwendigerweise habe geben müssen. Daraus folge, daß eine Ver­
spätung bei der Verbuchung von Ausgaben genügen könne, um die Beurteilung,
die der vorliegenden Angelegeheit zugrunde liege, zunichte zu machen. Der Klä­
ger bezieht sich zur Stützung dieses Arguments auf eine Note von Herrn Over-
stall, seinerzeit dem Direktor für Finanzen unterstellter Finanzkontrolleur, vom 8.
Februar 1985, wonach die Differenz zwischen dem Bestand der Kasse der Zahl­
stelle der Abgeordneten und der Hilfsbuchhaltung der gleichen Zahlstelle unter
anderem auf eine Ansammlung nachträglich abgerechneter Einnahmen und Ausga­
ben zurückzuführen sei.

w Der Kläger ist im übrigen der Auffassung, daß es Sache der Anstellungsbehörde
sei, in technischer Hinsicht die Beschuldigung zu belegen, wonach der Verlust der
Belege ihm allein zuzurechnen sei. Diese Beweisführung sei aber nicht erfolgt. Der
Kläger meint, daß er, wenn er freien Zugang zur Buchhaltung gehabt hätte, den
Beweis hätte erbringen können, daß jedenfalls zum Zeitpunkt seiner Versetzung,
am 30. April 1982, die kontinuierlich numerierten Anordnungen für Ausgaben,
Einnahmen und Abrechnungen insgesamt vorhanden gewesen seien. Seiner Mei­
nung nach hat die ihm angelastete Differenz in der Rechnungsführung ihrer Ursa­
che und Natur nach mit dem seinerzeit geltenden Buchungssystem zusammenge­
hangen und ein dauerhaftes und strukturelles Faktum dargestellt.

ns Der Kläger wendet sich sodann der Frage in bezug auf seine Note vom 30. März
1982 an den Präsidenten des Parlaments zu und räumt ein, daß darin ein Betrag
von 4 121 573 BFR erwähnt sei, der nicht als Ausgabe verbucht worden sei. Er
möchte jedoch unterstreichen, daß dieser Betrag nicht dem Gesamtwert der beiden
streitigen Schecks entspreche und die Auseinandersetzung sich nicht auf denselben
Gegenstand beziehe. Als der Rechnungshof ein Kassendefizit von 4 Millionen
BFR festgestellt habe, habe es sich nach dem von diesem zugrunde gelegten Postu­
lat um eine angebliche Abweichung zwischen dem Bestand der „Kassen BFR" und
den Auszügen dieser Kassen vor Einziehung der Schecks gehandelt. In seiner Note
hingegen sei es um eine Abweichung zwischen den „Kassen BFR" und der Hilfs­
buchhaltung der Zahlstelle gegangen, d. h. um eine mit dem System zusammen­
hängende strukturelle Abweichung. Der von ihm aufgezeigte Unterschied hätte
analvsiert werden müssen, was aber gerade niemals geschehen sei.

IH9 Bezüglich der von den Verwaltungsdienststellen erstellten Bilanz des Kontenstands
zum 30. April 1982 macht der Kläger geltend, sie sei einseitig und ohne sein Wis­
sen und nach seiner Versetzung entstanden. Sie könne ihm daher nicht entgegen­
gehalten werden und nicht an die Stelle der unerläßlichen Rechnungslegung
treten, die am Tag seiner Versetzung, also am 30. April 1982, hätte stattfinden
müssen.
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.90 Hilfsweise bringt der Kläger vor, zumindest bestehe ein Zweifel bezüglich dieses
Vorwurfs und die angefochtene Entscheidung habe den Grundsatz „in dubio pro
reo" mißachtet.

191 Der Beklagte weist erstens das Argument des Klägers als unzutreffend zurück,
wonach die Abweichung von 4,1 Millionen BFR in der Buchführung mehrere Mo­
nate nach seiner Versetzung festgestellt worden sei. Er beruft sich zur Stützung
seiner These der Reihe nach auf die Note des Klägers vom 30. März 1982 an den
Präsidenten des Parlaments, in der der Kläger auf das Fehlen von Belegen für
einen Betrag von etwa 4,1 Millionen BFR hingewiesen habe, auf die Bilanz des
Kontenstands durch die Dienststellen der Verwaltung nach der Versetzung des
Klägers, die ein Defizit in Höhe des Gegenwerts der beiden eingezogenen Schecks
ausgewiesen habe, auf das Gutachten des Rechnungshofs vom 7. November 1985,
in dem festgestellt worden sei, daß schon im November 1981 ein Defizit in Höhe
von 4,1 Millionen BFR habe sichtbar werden müssen, und auf den Beschluß des
Parlaments vom 11. Juli 1986 mit der Angabe, daß ein vor dem 30. April 1982
festgestellter Unterschied von 4 136 125 BFR in den Buchungsunterlagen des Par­
laments eingetragen worden sei.

192 Der Beklagte weist zweitens das Argument des Klägers als unzutreffend zurück,
daß kein Beweis dafür erbracht worden sei, daß der Unterschied von 4,1 Millio­
nen BFR auf einen ihm zuzurechnenden Verlust von Belegen zurückzuführen sei.
Herr Young, der Nachfolger des Klägers als Rechnungsführer, und Herr De
Poortere, der Leiter der Dienststelle für parlamentarische Vergütungen, hätten
schriftlich und mündlich auf die Fragen des Disziplinarrats zu den insoweit vom
Kläger aufgeworfenen Problemen geantwortet und die Buchhaltungsabteilung sei
bei jedem Einspruch des Klägers bezüglich der Erklärung von Zahlen oder Doku­
menten in der Lage gewesen, nachzuweisen, daß Belege nur für die Summe gefehlt
hätten, die den Beträgen der beiden auf die Midland Bank gezogenen Schecks
entsprochen hätten. Das Parlament macht weiterhin geltend, daß die genaue Über­
einstimmung zwischen dem Betrag der Schecks und dem des Defizits nur relative
Bedeutung habe, sobald ein unstreitiges Defizit bestehe. Dem Kläger werde näm­
lich vorgeworfen, daß er keine Belege aufbewahrt habe, nicht aber, daß er das
Defizit mit Hilfe der beiden Schecks ausgeglichen habe.

193 Was die Verteilung der Verantwortung auf Rechnungsführer und Zahlstellenver­
walter bezüglich der Pflicht zur Aufbewahrung der Belege anbelangt, so wirft der
Beklagte dem Kläger vor, bei seiner Analyse die eigene Verantwortung des Rech­
nungsführers verkannt zu haben. Die Barauszahlungen der Bank Sogenal in Lu­
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xemburg am 4. September und 11. November 1981 seien an den Rechnungsführer
persönlich erfolgt. Aus diesem Grund habe nach seiner Ansicht der Disziplinarrat
in der Sache Offermann eine Verantwortung des Zahlstellenverwalters nicht fest­
gestellt. Der Rat habe den Umstand als entscheidend angesehen, daß der Zahlstel­
lenverwalter „niemals die vollständig ausgefüllten, das heißt mit einer zweiten Un­
terschrift und der Schecksumme versehenen Schecks" gesehen habe und „Herr de
Compte erklärt hat, er habe selbst die betreffenden Vorgänge verbucht und die
Einzahlung der Mittel in die verschiedenen Kassen vorgenommen" (Nr. 63 der mit
Gründen versehenen Stellungnahme des Disziplinarrats in der Sache Off ermann).
Nach Auffassung des Beklagten gründet sich die Verantwortung des Klägers auf
die Artikel 17, 20 und 70 Absatz 1 der Haushaltsordnung.

194 Der Beklagte legt außerdem in seiner Gegenerwiderung dar, daß mangels jeder
Erklärung des betreffenden Defizits seitens des Klägers die folgende ihm am plau­
sibelsten erscheine. Er erinnert daran, daß bei der Kontrolle der Abgeordneten­
kasse durch den Rechnungshof am 18. März 1982 der zuständige Prüfer einen
Mehrbetrag von 14 552 BFR festgestellt und dazu notiert habe: „zu belegende
Abweichung", und weist darauf hin, daß bei Abzug dieser Summe von dem offi­
ziell am 28. Februar 1982 auf dem Kontenblatt „Kasse BFR", in Wirklichkeit aber,
laut Rechnungshof, später als am 18. März 1982 verbuchten Betrag von 4 136 125
BFR sich ein Betrag von 4 121 573 BFR ergebe, der genau dem entspreche, den
der Kläger in seiner Note vom 30. März 1982 als nichtverbuchte Ausgabe aner­
kannt habe.

195 Das Gericht stellt fest, daß die Argumentation der Parteien zu diesem Vorwurf im
wesentlichen zwei Fragen betrifft, nämlich in erster Linie die, ob rechtlich der Be­
weis gelungen ist, daß das Defizit in Höhe von 4,1 Millionen BFR, das in der
Abgeordnetenkasse festgestellt wurde und für das Belege fehlen, auf die Buchung
zurückzuführen ist, mit der die Einziehung der beiden auf die Midland Bank ge­
zogenen Schecks in Höhe eines Gesamtbetrags in belgischen Franken festgehalten
wurde, und in zweiter Linie die, ob die Pflicht und dementsprechend die Verant­
wortung im Rahmen einer Zahlstelle, Ausgaben nur gegen Vorlage von Belegen
vorzunehmen und diese Belege aufzubewahren, den Zahlstellenverwalter oder den
Rechnungsführer treffen.

196 Zur ersten Frage ist darauf hinzuweisen, daß die Anstellungsbehörde sich zur Be­
gründung der Schlußfolgerung, zu der sie in ihrer Disziplinarentscheidung gelangt
ist, auf folgende Feststellungen gestützt hat. Der Saldo des Kontos „Kasse BFR"
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am Ende des Haushaltsjahres 1981 entsprach dem Saldo auf dem Kontenblatt
„Kasse BFR" zum Zeitpunkt der Kontrolle durch den Rechnungshof am 18. März
1982. Die Bücher des Parlaments zeigen, daß am 28. Februar 1982 eine Buchung
über 4 136 125 BFR entsprechend dem Gesamtbetrag der beiden auf die Midland
Bank gezogenen Schecks in BFR erfolgt ist. Der Rechnungshof stellt in Abrede,
daß diese Buchung am 28. Februar 1982 habe erfolgt sein können, weil sie bei der
Kontrolle der Abgeordnetenkasse im März 1982 nicht vorhanden gewesen sei.
Diese Buchung ließ ein Ungleichgewicht zwischen den Konten „Kontenblätter —
Midland Bank" und „Kasse BFR" einerseits und dem Kassenbuch, das über den
Bestand im Tresor geführt wird, andererseits erkennen. Dieses Ungleichgewicht
stellt ein Kassendefizit in gleicher Höhe, also von 4 136 125 BFR, dar, dessen Vor­
handensein vom Rechnungshof, durch die internen Kontrollen des Parlaments und
durch den Entlastungsbeschluß des Parlaments vom 11. Juli 1986 für das Haus­
haltsjahr 1982 bestätigt wurde. In seinem Schreiben vom 30. März 1982 an den
Präsidenten des Parlaments hat der Kläger die Nichtverbuchung des Betrags von
4 121 573 BFR als Ausgaben anerkannt. Der Kläger, der als Rechnungsführer je­
den Kassenvorgang nachweisen mußte, hat weder einen Beleg für die Auszahlung
eines dem Kassendefizit entsprechenden Betrags vorgelegt noch die Herkunft die­
ses Defizits erklärt.

197 Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß der Disziplinarrat in seiner mit Gründen
versehenen Stellungnahme, der die Anstellungsbehörde gefolgt ist, dargelegt hat,
daß er sich bei seinen Beratungen mit zwei widersprüchlichen Thesen konfrontiert
sah. Die erste erklärte die Herkunft der Differenz zwischen der Kasse und der
allgemeinen Rechnungsführung, indem sie sie mit der Einziehung der beiden
Schecks der Midland Bank in Verbindung brachte; die zweite schloß diesen Zu­
sammenhang aus und nahm an, daß das Defizit von einer ganzen Reihe zusam­
mentreffender Buchungsfehler herrühre. Der Disziplinarrat hat angegeben, daß er
eine Liste mit Fragen an Herrn Young, Rechnungsführer des Parlaments, und
Herrn De Poortere, Leiter der Dienststelle für parlamentarische Vergütungen, ge­
richtet habe, um die verschiedenen vom Kläger in seiner vorläufigen Verteidi­
gungsschrift bezüglich der Herkunft des Defizits aufgeworfenen Probleme zu klä­
ren. Herr Young und Herr De Poortere haben auf diese Fragen schriftlich geant­
wortet und sind dann in Gegenwart der Verteidigung angehört worden. Der Dis­
ziplinarrat hat bekräftigt, daß bei jedem Einspruch aus Auslaß der Darstellung
oder Erklärung von Zahlen oder Dokumenten die Dienststelle Buchhaltung in der
Lage war, nachzuweisen, daß „Belege nur für die Summe (fehlten), die den Beträ­
gen der beiden Schecks der Midland Bank entsprachen". Der Disziplinarrat hat
ebenfalls bekräftigt, daß der Kläger nie in der Lage gewesen ist, überzeugend die
Gründe zu erklären, die die Feststellung erlaubt hätten, daß das ermittelte Defizit
nicht im Zusammenhang mit den beiden Schecks stand. Der Disziplinarrat hat ein­
geräumt, daß es schwierig sei, aus der etwaigen Koinzidenz zwischen der festge-

II - 844



DE COMPTE / PARLAMENT

stellten Differenz und dem Betrag der beiden Schecks einen Schluß zu ziehen, und
führt insoweit die Bemerkung des Vertreters des Rechnungshofs bei seiner Anhö­
rung an, daß selbst eine genaue Übereinstimmung zwischen diesen beiden Beträ­
gen nicht mit absoluter Sicherheit den Schluß zulasse, daß das Defizit von der
Einziehung der beiden Schecks herrühre. Schließlich hat der Disziplinarrat bekräf­
tigt, daß er die Feststellungen des Rechnungshofs, die nachträglich durchgeführten
internen Kontrollen und den Entlastungsbeschluß des Parlaments vom 11. Juli
1986 für das Haushaltsjahr 1982 zur Kenntnis genommen habe, und außerdem
erwähnt, daß der Rechnungsführer des Organs keine Belege für ein festgestelltes
Defizit in Höhe von 4,1 Millionen BFR habe liefern können.

198 Ferner ist daran zu erinnern, daß der Rechnungshof im Juli 1981 mit der Prüfung
der Abgeordnetenkasse des Parlaments begonnen hatte. Das Ergebnis dieser Prü­
fung war Gegenstand einer Note vom 29. Oktober 1981 und eines Sonderberichts
vom 6. Juli 1982. Die Feststellungen in der Note verwiesen auf die ungewöhnliche
Unordnung innerhalb der Zahlstelle für die Abgeordneten und das fast völlige
Fehlen einer Kontrolle seitens des Rechnungsführers und des Finanzkontrolleurs.
In seinem Sonderbericht hatte der Rechnungshof Gelegenheit, unter anderen bei
der Verwaltung der Abgeordnetenkasse festgestellten Unregelmäßigkeiten auch zu
erwähnen, daß zwei Schecks über 35 176,98 und 17 189,15 UKL in bar eingelöst
worden waren, ohne daß dieser Vorgang sich in den Konten der Zahlstelle hätte
auffinden lassen.

199 Unter diesem Blickwinkel ist hinzuzufügen, daß der Präsident des Parlaments mit
Schreiben vom 24. Juli 1985 den Rechnungshof im Namen des Ausschusses für
Haushaltskontrolle ersucht hat, ein neues Gutachten über das Defizit der Abge­
ordnetenkasse abzugeben. Der Rechnungshof hat in seinem Gutachten vom 7. No­
vember 1985 sämtliche von ihm bei seiner Kontrolle festgestellten erheblichen Tat­
sachen sowie die möglicherweise hieraus zu ziehenden Schlüsse überprüft. Die we­
sentlichen Punkte seiner Schlußfolgerungen sind die nachstehenden. Seit spätestens
November 1981 bestand in der Rechnungsführung der Abgeordnetenkasse ein De­
fizit in Höhe von 4,1 Millionen BFR, das dem Betrag der Schecks entsprach, die
im September und November 1981 in UKL ausgestellt worden waren. Dieses Defi­
zit wurde nicht sofort bei Erstellung der Bilanz zum 31. Dezember 1981 und auch
nicht bei der Kontrolle durch den Rechnungshof am 18. März 1982 festgestellt,
weil der Einzug der beiden auf die Midland Bank gezogenen Schecks in den Bü­
chern des Parlaments nicht verbucht worden war. Erst nach Verbuchung der be­
treffenden Vorgänge wurde das Defizit sichtbar. Der Rechnungshof vertrat die
Auffassung, Rechnungsführer und Zahlstellenverwalter seien für die Situation der
Abgeordnetenkasse verantwortlich zu machen, weil sie nicht, wie dies Artikel 20
der Haushaltsordnung fordere, in angemessener Weise für die Verwahrung der
Werte des Parlaments gesorgt und nicht nach den Durchführungsbestimmungen
eine ausreichende Buchhaltung geführt hätten.
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200 Das Gericht gelangt aufgrund der Feststellungen in den vorstehend dargestellten
Aktenunterlagen zu der Schlußfolgerung, daß die Anstellungsbehörde in der ange­
fochtenen Entscheidung einen Zusammenhang zwischen dem Auftreten eines Defi­
zits von 4,1 Millionen BFR in der Abgeordnetenkasse und der Einziehung der
beiden auf die Midland Bank gezogenen Schecks angenommen hat, wobei sie da­
von ausgegangen ist, daß die Verbuchung dieses Vorgangs nicht am Sonntag, dem
28. Februar 1982, sondern nach dem 18. März 1982, dem Tag, an dem der Rech­
nungshof eine Kontrolle vornahm, erfolgt ist. Die Anstellungsbehörde hat es für
erwiesen erachtet, daß die verspätete Verbuchung der Einziehung dieser Schecks
ein dem Betrag der beiden Schecks entsprechendes Defizit von 4 136 215 BFR er­
kennen ließ. Das Gericht ist der Auffassung, daß diese Auslegung der ihr unter­
breiteten Tatsachen durch die Anstellungsbehörde eine Stütze findet in den aufein­
anderfolgenden Stellungnahmen des Rechnungshofs und des Disziplinarrats, die
äußerst gründliche Prüfungen und Untersuchungen vorgenommen haben, um die
dem Defizit zugrunde liegenden Umstände aufzuklären.

201 Somit ist auch bei Berücksichtigung der Erklärung des Vertreters des Rechnungs­
hofs vor dem Disziplinarrat, wonach selbst eine genaue Übereinstimmung zwi­
schen dem festgestellten Buchungsunterschied und dem Betrag der beiden Schecks
keinen absolut sicheren Schluß dahin zulasse, daß das betreffende Defizit von der
Einziehung dieser Schecks herrühre, davon auszugehen, daß in der angefochtenen
Entscheidung es zu Recht als erwiesen erachtet wird, daß das Fehlen von Belegen
vorliegend mit der Einziehung der beiden auf die Midland Bank gezogenen
Schecks im Zusammenhang steht. Demnach ist dem Kläger nicht der Nachweis
gelungen, daß die angefochtene Maßnahme an einem Begründungsmangel leidet
oder daß.sie mit einem offensichtlichen tatsächlichen oder rechtlichen Fehler oder
einem Ermessensmißbrauch behaftet ist, Begriffe, die die Grenzen der Kontrolle
der Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsakts durch das mit der Anfechtungsklage
angerufene Gericht darstellen.

202 Hilfsweise ist daran zu erinnern, daß der Kläger, wie in der Disziplinarentschei­
dung angeführt, in seiner Note vom 30. März 1982 an den Präsidenten des Parla­
ments die Nichtverbuchung eines Ausgabenbetrags (4 121 573 BFR), der ungefähr
dem Betrag der beiden Schecks entspricht, anerkannt und die Bereinigung dieser
Situation durch Erteilung einer Auszahlungsanordnung gefordert hat. Selbst wenn
man der These des Klägers folgen würde, wonach dieses Defizit keinen Bezug zu
der Einziehung der beiden Schecks aufwies, wäre der hieraus zu ziehende Schluß
kein anderer, weil der Kläger während des gesamten Disziplinarverfahrens nicht in
der Lage war, die Belege für den betreffenden Betrag namhaft zu machen. Das
Gericht kann sich nicht mit der allgemeinen Behauptung des Klägers begnügen,
daß der aufgezeigte Unterschied auf eine strukturelle, mit dem beim Parlament
seinerzeit bestehenden System der Rechnungsführung zusammenhängende Abwei­
chung zurückzuführen sei.
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203 Was die zweite Frage angeht, nämlich ob die Pflicht und damit die Verantwor­
tung, die Belege für die Einziehung der beiden Schecks zufzubewahren, vorliegend
den Kläger oder den Zahlstellenverwalter trafen, so ist auf die Artikel 20 und 70
Absätze 1 und 2 der Haushaltsordnung sowie auf die Artikel 50 bis 53 der Durch­
führungsbestimmungen zu verweisen. Aus diesen Vorschriften ergibt sich, daß die
Verantwortung für die Vorlage und die Aufbewahrung der Belege der Zahlstelle in
erster Linie dem Zahlstellenverwalter obliegt. Der Rechnungsführer, der zur Kon­
trolle der Buchführung der Zahlstelle und zur Erteilung von Weisungen an den
Zahlstellenverwalter verpflichtet ist, wird dann mitverantwortlich, wenn er es un­
terläßt, geeignete Weisungen für die Aufbewahrung der Belege zu erteilen.

204 Vorliegend war der Kläger, wie bereits ausgeführt, persönlich an der Einziehung
der beiden Schecks beteiligt, weil er selbst die zweite Unterschrift geleistet und
nach seinen eigenen Angaben selbst die in drei Währungen einkassierten Barmittel
in den Tresor des Parlaments in Luxemburg eingelegt hat. Unter diesen Umstän­
den wird in der Disziplinarentscheidung zu Recht davon ausgegangen, daß der
Kläger dadurch eine grobe Fahrlässigkeit begangen hat, daß er nicht in angemesse­
ner Weise für die Verwahrung der Werte des Parlaments gesorgt hat.

205 Angesichts der vorstehenden Erwägungen ist der vorliegende Klagegrund insge­
samt zurückzuweisen.

Zum hilfsweisen Klagegrund der Verletzung des Artikels 86 Absatz 1 des Statuts und
der Artikel 70 Absatz 1 und 71 der Haushaltsordnung, der Mißachtung der Grund­
sätze der Gleichbehandlung, der Billigkeit und der zuteilenden Gerechtigkeit sowie
eines Ermessensmißbrauchs

206 Mit diesem Klagegrund macht der Kläger hilfsweise geltend, daß zum einen nicht
davon ausgegangen werden könne, daß eine Fahrlässigkeit im Sinne von Artikel 86
Absatz 1 des Statuts und noch weniger eine grobe Fahrlässigkeit im Sinne von
Artikel 70 Absatz 1 der Haushaltsordnung vorgelegen habe, und daß zum anderen
er die einzige Person sei, gegen die in dieser Sache eine Disziplinarstrafe verhängt
worden sei. Es handele sich hier um eine Mißachtung der Grundsätze der Gleich­
behandlung, der Billigkeit und der zuteilenden Gerechtigkeit sowie um einen Er­
messensmißbrauch.
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207 Die vom Kläger hierzu vertretene These geht dahin, daß , selbst wenn man die
gegen ihn erhobenen Vorwürfe für ganz oder teilweise begründet halte, diese von
Rechts wegen nicht zu seiner Bestrafung führen dürften, wenn man einmal den
Zusammenhang der vorliegenden Sache, der Fahrlässigkeit und erst recht grobe
Fahrlässigkeit ausschließe, und zum anderen den Umstand berücksichtige, daß er,
der nicht der allein Verantwortliche sei, nicht bestraft werden könne, weil die an­
deren möglichen Verantwortlichen auch nicht bestraft worden seien oder, mit Aus­
nahme von Herrn Offermann, nicht einmal ein Verfahren gegen sie eingeleitet
worden sei. Er beruft sich zur Stützung dieses Arguments auf Äußerungen von
Herrn Aigner, Vorsitzender des Ausschusses für Haushaltskontrolle, und von
Herrn Mart, Abgeordneter des Parlaments, in den Sitzungen des Parlaments vom
11. Juli 1986 und 10. April 1984. Diesen Äußerungen zufolge sei die Hierarchie
der Verantwortungen nicht beachtet worden und seien alle Vorwürfe auf eine Per­
son konzentriert worden, während doch die Erörterungen gezeigt hätten, daß
ganz einfach das System mangelhaft gewesen sei. Schließlich verweist der Kläger
ein weiteres Mal auf die schlechte Organisation der Finanzdienststellen des Parla­
ments, auf den Umstand, daß die Verantwortung des Zahlstellenverwalters und die
des Anweisungsbefugten nach seiner Ansicht die des Rechnungsführers ausschlös­
sen, auf das Fehlen einer Verantwortung infolge der Entlastung und das Fehlen
einer Rechnungslegung bei der Amtsübergabe.

208 Im übrigen ist der Kläger der Auffassung, daß er in dieser Angelegenheit, die Ver­
antwortung auf verschiedenen Ebenen ins Spiel bringe, als „Sündenbock" betrach­
tet werde. Um die Sache zum Abschluß zu bringen, habe man unbedingt ein
„Sühneopfer" anbieten müssen, das wegen formeller Vorwürfe verfolgt worden sei
— was die Einsparung einer materiellen Untersuchung ermöglicht habe, die zu
unliebsamen Überraschungen hätte führen können —, aber so bestraft worden sei,
als seien diese formellen Vorwürfe ordnungsgemäß nachgewiesene materielle Vor­
würfe. Mit diesem Vorgehen habe die Verwaltung also einen Ermessensmißbrauch
begangen.

209 Der Beklagte entgegnet, er habe zu diesem Klagegrund nichts Neues hinzuzufü­
gen, da die Argumentation des Klägers mit der übereinstimme, die er zu dem vor­
hergehenden Klagegrund bezüglich der materiellen Rechtmäßigkeit der angefoch­
tenen Entscheidung entwickelt habe, und verweist daher auf seine hierzu gegebene
Antwort. Er weist jedoch kategorisch die Behauptung des Klägers zurück, daß es
vorliegend „eine fanatische Suche nach einem Sündenbock" gegeben habe, und
nimmt zu dieser Behauptung im übrigen auch nicht Stellung, weil sie durch keiner­
lei Beweise untermauert sei. Zu den Meinungsäußerungen von Herrn Aigner und
Herrn Mart bemerkt der Beklagte, sie stellten keinen Beweis für den angeblichen
Ermessensmißbrauch dar. Selbst wenn der Zahlstellenverwalter ebenfalls einen Teil
der Verantwortung getragen habe, so mindere das die Verantwortung des Klägers
doch in keiner Weise.
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210 Das Gericht stellt fest, daß dieser Klagegrund aus drei Teilen besteht: erstens Ver­
stoß gegen Artikel 86 Absatz 1 des Statuts und die Artikel 70 Absatz 1 und 71 der
Haushaltsordnung, weil die gegen den Kläger erhobenen Vorwürfe keine grobe
Fahrlässigkeit darstellten, zweitens Verletzung der Grundsätze der Gleichbehand­
lung, der Billigkeit und der zuteilenden Gerechtigkeit, weil der Kläger die einzige
Person sei, gegen die Disziplinarstrafen verhängt worden seien, während Zahlstel­
lenverwalter, Anweisungsbefugter und Finanzkontrolleur nicht disziplinarisch be­
straft worden seien, und drittens Ermessensmißbrauch, weil der Kläger wegen for­
meller Vorwürfe so bestraft worden sei, als ob diese ordnungsgemäß erhärtete ma­
terielle Vorwürfe wären.

211 Zum ersten Teil dieses Klagegrundes ist das Gericht der Auffassung, daß die gegen
den Kläger erhobenen Vorwürfe eine grobe Fahrlässigkeit im Sinne von Artikel 70
Absatz 1 der Haushaltsordnung darstellen. Denn die Unregelmäßigkeiten in bezug
auf die Eröffnung des streitigen Kontos bei der Midland Bank in London, wie sie
in Randnr. 169 dieses Urteils dargestellt sind, die unterlassene oder die verspätete
Verbuchung bestimmter Vorgänge im Zusammenhang mit der Einziehung der bei­
den Schecks am 4. September und 21. November 1981 sowie die Verletzung der
Pflicht, Ausgaben nur bei Vorlage ordnungsgemäßer Belege vorzunehmen und
diese aufzubewahren, allesamt Vorwürfe, die das Gericht als begründet erachtet
hat, stellen eine um so gröbere Fahrlässigkeit des Klägers dar, als dieser in seiner
Eigenschaft als Rechnungsführer den ranghöchsten Posten in der Buchhaltung des
Organs bekleidete.

212 Zum zweiten Teil dieses Klagegrundes ist zunächst auf die vorstehenden Erwä­
gungen dieses Urteils (Randnrn. 167 bis 172, 183 sowie 203 und 204) zu verwei­
sen, in denen das Gericht sich zur Abgrenzung der Verantwortung des Klägers
gegenüber derjenigen der anderen Beamten der Finanzdienststellen geäußert hat.
Der Unterschied zwischen den Entscheidungen, die zum Abschluß der gegen den
Zahlstellenverwalter und gegen den Rechnungsführer eingeleiteten Disziplinarver­
fahren getroffen wurden, kann im vorliegenden Rechtsstreit in Anbetracht des
Grundsatzes der Unabhängigkeit jedes Disziplinarverfahrens, mit dessen Beach­
tung die vom Kläger herangezogenen Grundsätze der Gleichbehandlung, der Bil­
ligkeit und der zuteilenden Gerechtigkeit in Einklang zu bringen sind, keinerlei
Auswirkungen haben.

213 Was schließlich den dritten Teil dieses Klagegrundes betrifft, so ist daran zu erin­
nern, daß nach ständiger Rechtsprechung eine Verwaltungsentscheidung nur dann
ermessensmißbräuchlich ist, wenn aufgrund objektiver, schlüssiger und überein-
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stimmender Indizien anzunehmen ist, daß sie zu anderen als den angegebenen
Zwecken getroffen wurde (Urteile des Gerichts vom 12. Juli 1990 in der Rechtssa­
che T-108/89, Scheuer/Kommission, Slg. 1990, 11-411, und vom 23. Oktober
1990 in der Rechtssache T-46/89, Pitrone/Kommission, Slg. 1990, 11-577).

214 Vorliegend ist festzustellen, daß der Kläger keine schlüssigen Beweiselemente vor­
gebracht hat, die den Schluß zuließen, daß die Anstellungsbehörde mit der Einlei­
tung eines Disziplinarverfahrens gegen ihn ein anderes Ziel als die Aufrechterhal­
tung der inneren Ordnung des europäischen öffentlichen Dienstes im Auge gehabt
hätte. Die Tatsache, daß gegen den Kläger die Strafe der Einstufung in eine nied­
rigere Besoldungsgruppe wegen formeller Unregelmäßigkeiten verhängt worden
ist, kann nicht genügen, um darzutun, daß die Verwaltung ihn, wie er behauptet,
nur mit dem Ziel disziplinarisch verfolgt hat, in seiner Person ein Sühneopfer zu
finden.

215 Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß dieser Klagegrund in allen drei Teilen
zurückzuweisen ist.

Zum Klagegrund der Verletzung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit

216 Höchst hilfsweise macht der Kläger geltend, daß zwischen der Bedeutung der ge­
gen ihn erhobenen Vorwürfe und der Schwere der Disziplinarstrafe, die gegen ihn
verhängt worden sei, ein offensichtliches Mißverhältnis bestehe.

217 Seine erste Bemerkung gilt der Schwere der Disziplinarstrafe. Nach seiner Ansicht
ist die ausgesprochene Strafe — die Einstufung in eine niedrigere Besoldungs­
gruppe — für sich genommen eine der schwersten möglichen Strafen. Sie sei vor­
liegend angesichts ihres Umfangs und in Anbetracht des Alters des Klägers, der
praktisch die Höchstzahl der bei der Berechnung des Ruhegehalts zu berücksichti­
genden Dienstjahre erreicht habe, noch schwerer, als es eine Entfernung aus dem
Dienst unter Aufrechterhaltung des Anspruchs auf das Ruhegehalt hätte sein kön­
nen. Unter diesen Umständen hätten sich die vom Disziplinarrat berücksichtigten
mildernden Umstände letztlich strafverschärfend ausgewirkt. Obwohl die gegen
ihn erhobenen Vorwürfe formelle und nicht materielle Vorwürfe seien, sei die aus­
gesprochene Strafe die, die normalerweise zu verhängen gewesen wäre, wenn er
wegen eines materiellen Vorwurfs verfolgt, und dieser als begründet erachtet wor­
den wäre.
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218 Eine zweite Bemerkung des Klägers gilt dem Vergleich zwischen den beiden mit
Gründen versehenen Stellungnahmen des ersten und des zweiten Disziplinarrats
vom 10. Februar 1984 und 27. November 1987. Er sieht eine Inkohärenz zwischen
diesen beiden Stellungnahmen, weil der erste Disziplinarrat, der nicht nur die vom
zweiten Disziplinarrat festgestellten, sondern noch andere Vorwürfe gegen ihn er­
hoben habe, die Disziplinarstrafe des Verweises empfohlen, der zweite Disziplinar­
rat hingegen die der Rückstufung vorgeschlagen habe. Alles sei demnach so ge­
schehen, als ob der zweite Disziplinarrat die von der Anstellungsbehörde ge­
wünschte Disziplinarstrafe habe vorschlagen wollen, vor allem aber, als ob die mil­
dernden Umstände nur pro forma berücksichtigt worden seien, ohne sich tatsäch­
lich auf den Strafvorschlag und die verhängte Strafe auszuwirken.

219 Der Beklagte entgegnet, es sei unzutreffend, daß die Anstellungsbehörde bestrebt
gewesen sei, sich eine Untersuchung „in der Sache" zu ersparen, indem sie letzten
Endes nur formelle Vorwürfe erhoben habe. Auch wenn die Anstellungsbehörde
dem Kläger nicht ausdrücklich Betrügereien habe vorwerfen wollen, was logischer­
weise zur Strafverfolgung hätte führen müssen, so seien doch die erhobenen for­
mellen Vorwürfe schon ungewöhnlich zahlreich und schwerwiegend. Das Parla­
ment macht weiter geltend, daß die Rückstufung nicht die im Statut vorgesehene
schwerste Strafe sei und gegen den Kläger noch mehrere weit schwerere Strafen
hätten ausgesprochen werden können, die die Anstellungsbehörde hätte anwenden
können, wenn sie ihm Betrügereien zur Last gelegt hätte. Schließlich sei die Rück­
stufung erst zum 1. Februar 1988 und nicht früher wirksam geworden, obwohl
eine rückwirkende Rückstufung rechtlich zulässig gewesen wäre, wenn man be­
rücksichtige, daß der Gerichtshof die erste Disziplinarentscheidung lediglich we­
gen Formfehler aufgehoben habe.

220 Das Gericht erinnert zunächst daran, daß nach ständiger Rechtsprechung des Ge­
richtshofes die Disziplinarbehörde, wenn die dem Beamten zur Last gelegten
Handlungen erwiesen sind, die angemessene Disziplinarstrafe wählen kann. Das
Gericht kann die Beurteilung der Anstellungsbehörde nicht durch seine eigene Be­
urteilung ersetzen, es sei denn, es läge ein offensichtlicher Fehler oder ein Ermes­
sensmißbrauch vor (Urteile vom 30. Mai 1973 in der Rechtssache 46/72, De
Greef/Kommission, Slg. 1973, 543, vom 29. Januar 1985 in der Rechtssache
228/83, F./Kommission, a. a. O., vom 11. Juli 1985 in den verbundenen Rechts­
sachen 255/83 und 256/83, R./Kommission, a. a. O., und vom 5. Februar 1987 in
der Rechtssache 403/85, F./Kommission, Slg, 1987, 645).
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221 "Was insbesondere die Frage betrifft, ob die vorliegend verhängte Disziplinarstrafe
außer Verhältnis zu den gegen den Kläger erhobenen Vorwürfen steht, so ist dar­
auf hinzuweisen, daß die Vorschriften des Statuts über die Disziplinarstrafen,
nämlich die Artikel 86 bis 89, keine festen Verknüpfungen zwischen den darin
angegebenen Strafen und den verschiedenen Arten von Pflichtverletzungen der Be­
amten vorsehen. Die Bestimmung der in jedem Einzelfall zu verhängenden Strafe
muß auf einer Gesamtwürdigung aller konkreten Tatsachen und der erschweren­
den oder mildernden Umstände des jeweiligen Falles beruhen (Urteil des Gerichts­
hofes vom 5. Februar 1987 in der Rechtssache 403/85, F./Kommission, a. a. O.).

222 Dazu ist zum einen festzustellen, daß die in der Disziplinarentscheidung gegen
den Kläger erhobenen Vorwürfe schwere Verstöße gegen Verpflichtungen betref­
fen, die ihm nach der Haushaltsordnung oblagen, und zum anderen, daß der Klä­
ger als Rechnungsführer des Organs nach den Vorschriften dieser Haushaltsord­
nung für die ordnungsgemäße Verwaltung der mit der Rechnungsführung beauf­
tragten Dienststelle hauptverantwortlich war. Es ist hinzuzufügen, daß die Anstel­
lungsbehörde sowohl bezüglich der Feststellung der Tatsachen und ihrer rechtli­
chen Qualifizierung als auch bezüglich der Bewertung der mildernden Umstände
und der Wahl der angemessenen Strafe den Empfehlungen des Disziplinarrats ge­
folgt ist. Somit sieht sich das Gericht nicht in der Lage, die Rückstufung des Klä­
gers in die Besoldungsgruppe A 7 als eine offensichtlich unverhältnismäßige Strafe
zu betrachten.

223 Der letzte, auf die Verletzung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gestützte
Anfechtungsgrund ist daher zurückzuweisen.

Zu den Anträgen auf Bestellung eines Sachverständigenkollegiums

224 Der Kläger beantragt in seiner Erwiderung hilfsweise, „ein Kollegium von drei
Sachverständigen zu bestellen und mit der Aufgabe zu betrauen, eine mit Gründen
versehene Stellungnahme zu den gegen den Kläger erhobenen Vorwürfen abzuge­
ben und auf alle erheblichen, von den Parteien gestellten Fragen zu antworten".
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225 Der Beklagte macht in seiner Gegenerwiderung darauf aufmerksam, daß es sich
hier um neue Anträge handele. Er macht geltend, daß nach Artikel 38 § 1 Buch­
stabe d der Verfahrensordnung des Gerichtshofes die Anträge des Klägers in der
Klageschrift enthalten sein müßten und daß nach Artikel 42 § 1 der Verfahrens­
ordnung, wenn in der Erwiderung noch Beweismittel benannt würden, der Kläger
diese Verspätung begründe müsse. Der Beklagte ist ferner der Auffassung, daß die
Bestellung eines Sachverständigenkollegiums lediglich den Ablauf des Verfahrens
verzögern würde und daß die gegen den Kläger erhobenen Vorwürfe bisher lange
und gründlich genug untersucht worden seien, um nicht noch zusätzliche Ermitt­
lungsmaßnahmen zu erfordern. So erinnert er daran, daß diese Sache mehrmals
vom Rechnungshof, vom Ausschuß für Haushaltskontrolle des Parlaments, von ei­
nem unabhängigen "Wirtschaftsprüfungsunternehmen und außerdem von mehreren
Disziplinarräten geprüft worden sei. Aus diesen Gründen ist der Beklagte der Auf­
fassung, daß die Hilfsanträge des Klägers zurückzuweisen seien.

226 Das Gericht stellt fest, daß die Hilfsanträge des Klägers im wesentlichen darauf
abzielen, daß das Gericht ein Sachverständigengutachten einholt über die Frage —
wie der Kläger in der mündlichen Verhandlung verdeutlicht hat —, ob der dritte
Vorwurf, d. h. das Fehlen von Belegen für einen Betrag in Höhe von 4,1 Millio­
nen BFR, begründet sei.

227 Insoweit ist daran zu erinnern, daß gemäß Artikel 45 § 1 der Verfahrensordnung
des Gerichtshofes, die zur Zeit der mündlichen Verhandlung für das Verfahren
vor dem Gericht entsprechend galt, das Gericht „durch Beschluß die Beweismittel
und die zu beweisenden Tatsachen [bezeichnet]". Aus dieser Vorschrift ergibt sich
eindeutig, daß es Sache des Gerichts ist, die Nützlichkeit einer solchen Maßnahme
zu beurteilen.

228 Im vorliegenden Fall ergibt sich aus dem gesamten Inhalt der Akten, wie er bei der
Prüfung der Begründetheit des Vorwurfs der unterlassenen Vorlage von Belegen
(siehe oben Randnrn. 195 bis 202 dieses Urteils) durch das Gericht untersucht
worden ist, aus dem Umstand, daß der Kläger sich nicht zu der — vom Parlament
auf Verlangen des Gerichts vorgelegten — Bilanz des Kontenstands am 30. April
1982 geäußert hat, sowie aus der langen Zeit, die seit dem streitigen Geschehen
verstrichen ist, daß die vom Kläger beantragte Beweisaufnahme für das Gericht,
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das die sich aus dem gesamten Verfahren ergebenden Angaben für ausreichend
hält, nicht von Nutzen ist. Mithin sind auch diese Hilfsanträge zurückzuweisen.

229 Aus all diesen Erwägungen ergibt sich, daß die Klage in vollem Umfang abzuwei­
sen ist.

Kosten

230 Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes ist die unterlie­
gende Partei auf Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Gemäß Artikel 70
der Verfahrensordnung tragen jedoch die Organe in Rechtsstreitigkeiten mit Be­
diensteten der Gemeinschaften ihre Kosten selbst.

Aus diesen Gründen

hat

DAS GERICHT (Dritte Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1) Die Klage wird abgewiesen.

2) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten.

Yeraris Saggio Vesterdorf

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 17. Oktober 1991.

Der Kanzler

H. Jung
Der Präsident

B. Vesterdorf
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